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Es ist schon richtig, einen Wandel des Klimas hat es schon immer gegeben. 
Aber die Geschwindigkeit mit der zur Zeit die Gletscher abschmelzen und 

mit der sich extreme Wetterereignisse häufen, dass hat sicher keine natür-
lichen Ursachen.
Die Fachleute sind sich weitgehend einig, dass die Landwirtschaft in Zukunft 
am stärksten unter einer schnellen Klimaveränderung zu leiden hat. Starke 
Regenfälle mit Überschwemmungen gefolgt von längeren Dürreperioden ma-
chen der Landwirtschaft schon heute das Leben schwer. Durch die Erhöhung 
der Durchschnittstemperaturen kommt es häufiger zu frostfreien Wintern, 
mit der Folge neuer Krankheiten und Schädlingen sowie vermehrtemHit-
zestress und Wassermangel für die Pflanzen im Sommer.
Dabei heizt die Landwirtschaft mit einem Drittel der Treibhausgase weltweit 
den Klimawandel selbst kräftig an.
Bei den Maßnahmen zum Klimaschutz, die von Politikern und Wissenschaft-
lern diskutiert werden, kommt die Land- und Ernährungswirtschaft so gut 
wie überhaupt nicht vor. In unzähligen Konferenzen werden Lösungsansätze 
gesucht. Bis zur praktischen Umsetzung ist bisher noch wenig gelangt.
Die Lobbyisten veralterter Technologien wie Atomkraft und Gentechnik wit-
tern mit dem Klimawandel wieder Morgenluft und versuchen den Politikern 

einzureden, dass man mit ih-
ren Risikotechnologien die 
Umwelt retten kann. Dazu 
passt, dass der Bauernverband 
und die Fördergemeinschaft 
nachhaltiger Landwirtschaft 

(FNL)  Hochleistungskühe mit 10.000 -bis12.000 Litern als 
Lösungsansatz propagieren.
Oberflächlich betrachtet braucht man zur Erzeugung der be-
nötigten Milchmenge nur halb so viele Turbokühe, wenn man 
die Durchschnittsleistung von 6.000 Liter auf 12.000 Liter 

steigern könnte und spart sich damit 50 Prozent des Methanausstoßes.
 Eine Milchmädchenrechnung. 
Falls nicht alle Verbraucher auf einen Schlag zu Vegetariern werden, müssten 
die Kälber, die zur Fleischproduktion benötigt werden in Zukunft durch 
Mutterkühe erzeugt werden. 
Das System Milchrasse plus Mutterkühe hat im Verhältnis zum Zweinut-
zungsrind eine um 16 Prozent höhere Methanausscheidung und benötigt 32 
Prozent mehr Stickstoff und Phosphor.
6.000 Liter lassen sich pro Kuh aus Gras und Klee ermelken. Am energiespa-
rendsten ist natürlich die Weide; die Kühe holen sich ihr Futter selbst und 
verteilen dabei auch gleich den Dünger. 12.000 Liter mit Hochleistungskühen 
lassen sich dagegen nur mit Hilfe von importiertem, hochkonzentriertem 
Kraftfutter ermelken.
Die Kuh ist das „wundersame Wesen“, welches uns Milch gibt aus Gras und 
Heu das sonst nicht verwertet werden kann. Man könnte meinen, dass dieses 
Selbstverständnis gerade auch unter Bauern und Bäuerinnen verloren gegan-
gen ist. Vielleicht wurde es auch bewusst verdrängt, damit andere Wirt-
schaftszweige gutes Geld an den Bauern verdienen können.
Sehr wichtig ist in Zukunft der Aufbau und der Erhalt der Bodenfruchtbarkeit 
durch mehrgliedrige Fruchtfolgen, Mischfrucht und Gründüngung. Ein hoher 
Humusgehalt bindet sehr viel CO2 und speichert ihn im Boden.
Die Stickstoffversorgung der Pflanzen muss in Zukunft fast ausschließlich 
aus natürlicher, regionaler Erzeugung durch Leguminosen, Gründüngung, 
Mist, Jauche, Gülle und Kompost erfolgen, denn die Erzeugung von einer 
Tonne künstlichem Stickstoffdünger benötigt die Energie von einer Tonne 
Rohöl.
Das Wissensdefizit in den Bereichen Boden, Humus und Düngung muss auf 
jeden Fall wieder aufgeholt werden. 
Unser Wettbewerb „Der energieeffiziente Bauernhof“ hat gezeigt, dass vor 
allem im Bereich Energieeinsparung in der Landwirtschaft noch große Reser-
ven schlummern.
Die Halbzeitbewertung der EU-Agrarreform wäre eine sehr gute Gelegenheit 
die EU- Agrarpolitik den neuen Erfordernissen des Klimawandels anzupas-
sen.
Es ist höchste  Zeit, dass die EU-Kommission arbeitskraftbezogene Obergren-
zen bei den Ausgleichszahlungen einführt und mit dem eingesparten Geld die 
Bäuerinnen und Bauern in die Lage versetzt schnellstens einen bedeutenden  
Beitrag zum Klimaschutz zu leisten.

Andreas Remmelberger, AbL Bayern 
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Es ging um sehr viel, an diesem 17. 
September: um bis zu 90 Millionen 

Euro, die an Zwangsabgaben an den 
Absatzfonds jährlich zusammenfließen. 
Die Abgaben werden abgeführt von 
Molkereien, Schlachthöfen und anderen 
„Flaschenhalsunternehmen“, aber letzt-
lich bezahlt von den deutschen Bauern 
und Bäuerinnen. Die Abgaben fließen 
vor allem der CMA (Centrale Marke-
ting-Gesellschaft) und zum kleinen Teil 
der ZMP (Zentrale Markt- und Preisbe-
richtstelle) zu. Ob diese Abgabepflicht, 
wie sie im Absatzfondsgesetz steht, noch 
dem Grundgesetz entspricht, das war 
Thema der mündlichen Verhandlung 
vor dem höchsten deutschen Gericht.
Zu Beginn der Verhandlung betonte 
der Vorsitzende Richter des Zweiten 
Senats Prof. Vosskuhle, dass es Auf-
gabe des Gerichts sei, die Bürger „vor 
ungerechtfertigten Abgaben zu schüt-
zen“. Dabei komme es sehr stark auf 
die tatsächliche Ausgestaltung der kon-
kreten Regelungen an. Die Berichter-
statterin der acht Richterinnen und 
Richter, Frau Prof. Osterloh, machte 
deutlich, dass sie Sonderabgaben, wie 
die zum Absatzfonds eine ist, generell 
für verfassungsrechtlich bedenklich 
hält. Sie bewegten sich „stets in einer 
verfassungsrechtlich gefährlichen Grau-
zone“. Bezogen auf den Absatzfonds 
fragte sie: „Haben wir noch hinrei-
chende Rechtfertigungsgründe für die 
staatlich abgesicherte zentrale Absatz-
förderung oder ist das inzwischen eher 
eine staatliche Zwangsbeglückung?“

„Zwangsbeglückung?“
Die zwei Anwälte der drei Kläger gegen 
die „CMA-Zwangsabgaben“ sehen Ab-
satzfonds und CMA in einem Dilemma. 
Die EU habe die Bedingungen für eine 
staatlich abgesicherte Absatzförderung 
immer weiter verschärft. Eine Wer-
bung, die darauf ausgelegt ist, vor allem 
Lebensmittel aus einem Land zu för-
dern, und dazu auf die nationale Her-
kunft der Lebensmittel (z. B. „aus deut-
schen Landen“) abstellt, sei nicht mehr 
zulässig. Die Zielsetzung des Absatz-
fondsgesetzes aber sei es, den Absatz 
eben genau deutscher Produkte zu för-
dern, auch in Abgrenzung zur europä-
ischen Konkurrenz. Weil die CMA den 
EU-Vorgaben entsprechen müsse, 
könne sie den Zielen des deutschen Ab-
satzfondsgesetz nicht mehr gerecht 
werden, so die Argumentation. 
Außerdem sei die deutsche Ernährungs-
wirtschaft heute in erheblichem Maße 
international verflochten. „Es ist nicht 
mehr erkennbar, woher die Waren stam-
men“, so Anwalt Dr. Bittner. Kläger 

Sonnleitner: „Ohne CMA ist soziale Stabilität in Gefahr“
Die Richter des Bundesverfassungsgerichts lassen bei der mündlichen Verhandlung große Zweifel am Absatzfondsgesetz erkennen

Georg Heitlinger hielt einen Käse hoch, 
der in Deutschland als „Allgäuer Käse“ 
verkauft werde, aber in Polen erzeugt 
worden sei. Die Hersteller hätten also 
keine CMA-Abgaben zu zahlen, würden 
aber von der CMA-Kampagne „Milch 
ist meine Stärke“ profitieren, die für 
Milchprodukte allgemein werbe.

„Wichtiger denn je“
Staatssekretär Gert Lindemann vom 
Bundesministerium BMELV hielt dem 
entgegen, die zentrale Absatzförderung 
sei „heute wichtiger denn je“. Der Wett-
bewerb sei schärfer geworden, nicht zu-
letzt durch die letzten „grundlegenden 
Reformen“ der EU-Agrarpolitik, durch 
drei Erweiterungsrunden der EU auf 
heute 27 EU-Länder und durch den Ab-
schluss des GATT- bzw. WTO-Abkom-
mens. Nach Überzeugung der Bundesre-

Mrd. DM im Import 26,7 Mrd. DM im 
Export gegenüber. Heute sei das erheb-
lich ausgeglichener mit 47,2 Mrd. Euro 
Import zu 37,1 Mrd. Euro Export 
(2005). Osterloh: „Ich könnte mir vor-
stellen, dass andere Wirtschaftszweige 
erheblich schlechter aufgestellt sind.“
Lindemann antwortete, es komme nicht 
auf die Handelsbilanz an, sondern auf 
die Struktur der Erzeuger. In der Land-
wirtschaft sei die Struktur mit über 
300.000 landwirtschaftliche Betriebe 
und im Durchschnitt 70 ha „eher mit 
einem handwerklichen Wirtschafts-
zweig vergleichbar“. So weit es ver-
gleichbare Strukturen in anderen Sek-
toren gebe, könne sich die Bundesregie-
rung auch ähnliche Abgaben vorstellen, 
so Lindemann. – Ob das nicht ein Ei-
gentor war, denn wenn Karlsruhe hier 
Ja zum Absatzfonds sagt, öffnet es die 

dung des Geldes Beschränkungen durch 
EU-Recht, die nicht gelten würden, 
wenn die Unternehmen das Geld selbst 
für Werbung einsetzen. Ob das nicht für 
die private Lösung spreche. 
Der Absatzfonds antwortete, entschei-
dend sei, dass die Verbände von dem 
Nutzen überzeugt seien. Da hakte Rich-
ter Dr. Gerhard nach: Nicht die Ver-
bände seien abgabepflichtig, sondern die 
Unternehmen. Die aber hätten keine 
Möglichkeit zur Einflussnahme beim 
Absatzfonds. „Es entscheiden Gremien, 
die sich nicht bestimmt und nicht ge-
wählt haben.“ Es stelle sich die „Frage 
der demokratischen Legitimation“. 
Fraglich sei, ob die Aufsicht durch das 
BMELV ausreiche. – Die Richter zeigten 
sich als gute Kenner der Szene. – Das 
BMELV antwortete, die Verbände re-
präsentierten die Abgabepflichtigen.
Das lockte auch Richter Prof. di Fabio: 
Das Bundesverfassungsgericht habe 1990 
in seiner Entscheidung bereits von staat-
lich organisierter Selbsthilfe gesprochen. 
Doch wenn das angestrebt sei, „müssen 
auch die Regeln für staatlich organisierte 
Selbsthilfe gelten“, so der Richter. – Das 
heißt wohl soviel wie, dass dann die Gre-
mien-Mitglieder nicht von Verbänden 
bestimmt, sondern von den Beitrags-
pflichten gewählt werden, wie bei den 
Sozialversicherungen oder Kammern.

Rechtsfolgen
Insgesamt stellten sechs Richterinnen und 
Richter kritische Fragen, fünf davon al-
lein kritisch gegen die Abgabepflicht. 
Was passiert, wenn sich dieses Verhältnis 
auch in dem Beschluss des Gerichts nie-
derschlägt, war dann auch der letzte 
Punkt der Verhandlung. Nun kam DBV-
Präsident Sonnleitner zu Wort: „Als 
Bauer und DBV-Präsident sage ich: Wir 
brauchen die zentrale Absatzförderung. 
Wir sind als Landwirte überzeugt von 
ihrem großen Nutzen“, begann Sonnleit-
ner. „Wir sind heute noch mehr als bis-
her auf das funktionierende Räderwerk 
der Kette angewiesen“, fuhr er fort. Und 
dann sagte er noch: „Ohne CMA und 
ZMP würden Absatzwege verloren ge-
hen“, das führe zu einer Schwächung der 
deutschen Land- und Ernährungswirt-
schaft, zum Verlust von Arbeitsplätzen. 
Das gefährde die soziale Stabilität in 
ländlichen Räumen. – Hui, die CMA also 
Hüterin sozialer Stabilität? Dann wäre es 
aber höchste Zeit, diese Funktion eben 
nicht per CMA-Abgabe den Bauern al-
lein aufzubürden, sondern allen Steuer-
zahlern, etwa dem BMELV-Haushalt. 
Auch das werden die Richter zu bewer-
ten haben. Die Entscheidung wird bis 
Weihnachten erwartet. uj

Einzug der Richterinnen und Richter des Bundesverfassungsgericht. Vorne die Berichterstatte-
rin Prof. Osterloh, rechts daneben der Vorsitzende Prof. Vosskuhle. Foto: H. Förster, ecopix

Tür in eine „verfassungsrechtlich ge-
fährliche Grauzone“ (Osterloh).

Besser privatwirtschaftlich?
Der Vorsitzende Richter Vosskuhle 
setzte denn auch gleich an: „Ließe sich 
die Absatzförderung nicht auch privat 
finanzieren? Erst Recht, weil die Ver-
bände der Land- und Ernährungswirt-
schaft so viel miteinander sprechen.“ 
Lindemann entgegnete, das habe nicht 
„derselben Schlagkraft und Effizienz“. 
Falle die gesetzliche Abgabepflicht weg, 
käme es zu „gravierenden Trittbrett-
fahrer-Effekten“. 
Richterin Prof. Lübbe-Wolff stellte klar, 
dass die erforderliche Gruppennützig-
keit nicht schon gegeben sei, wenn der 
Nutzen mit Sonderabgabe größer sei als 
ohne Abgabe. Und dann kam ihr mög-
licherweise entscheidender Hinweis: Als 
Sonderabgabe unterliege die Verwen-

gierung biete das EU-Recht weiterhin 
„ausreichend Spielraum für die Verwirk-
lichung der Ziele des Absatzfondsgesetz“. 
Schließlich gebe es eine zentrale Absatz-
förderung auch in anderen EU-Staaten. 
Zudem sähen die deutschen Unterneh-
men in den Abgaben sehr wohl einen 
Nutzen für sich, was eine Liste von 49 
Verbänden der deutschen Land- und Er-
nährungswirtschaft zeige, die sich alle für 
die Fortführung ausgesprochen hätten. 
Richterin Osterloh fragte die Bundesre-
gierung, ob sie auch für andere Wirt-
schaftszweige, die eine schlechtere Au-
ßenhandelsbilanz als die Ernährungs-
wirtschaft aufweisen, die Einführung 
einer Sonderabgabe befürworten 
würde. Denn 1990, beim letzten Karls-
ruher Verfahren zum Absatzfondsge-
setz, habe die damals deutlich negative 
Handelsbilanz der Agrarwirtschaft eine 
Rolle gespielt. Damals standen 52,2 
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Die Zahl der Hungernden ist gestiegen
Nach Angaben der FAO, dem Landwirtschaftsorgan der Vereinten 
Nationen, ist die Zahl der Hungernden im Jahr 2007 weltweit um 
75 Millionen Menschen auf nun 923 Millionen gestiegen. Die Orga-
nisation geht davon aus, dass von 2003 bis 2005 die Zahl der Hun-
gerenden bei 848 Millionen lag und gegenüber dem Zeitraum 1990 
bis 1992 um sechs Millionen gestiegen ist. Den jüngsten Anstieg 
führt die FAO vor allem auf die aktuell gestiegenen Nahrungsmit-
telpreise zurück. Allerdings weist die Organisation nicht auf lang-
jährig verfehlte Agrar- und Handelspolitiken hin, durch die Klein-
bauern nachweislich aus der Produktion gedrängt worden sind. 
Eben diese Menschen sind doppelt gebeutelt, wenn sie erst ihre Exi-
stenz verlieren und dann höhere Preise für Essen ausgeben müssen. 
bet 

Seehofer und der CSU Mythos
Bei der Landtagswahl Ende September in Bayern kam die CSU auf 
nur 43,4 Prozent und verlor die absolute Mehrheit im Landtag. Von 
den bayerischen Landwirten gaben nur 52 Prozent den Christsozi-
alen ihre Stimme. Im Jahr 2003 waren es noch ganze 91 Prozent. 
Die Bauern als Stammwähler haben sich von den CSU abgewandt. 
CSU - Parteichef Erwin Huber hat nach diesem schlechten Ergebnis 
seinen Rücktritt angekündigt. Horst Seehofer, Agrar- und Verbrau-
cherminister soll der neue Parteichef werden. Seehofer erklärte sich 
zur Übernahme des CSU-Vorsitzes bereit. Er  soll außerdem Spitzen-
kandidat der Partei für die Bundestagswahl 2009 werden. „Es geht 
schlicht und einfach darum, die CSU in ihrem Mythos, in ihrer Ein-
maligkeit, in ihrer Erfolgsgeschichte der letzten fast fünf Jahr-
zehnte zu stabilisieren und die Anforderungen der Zukunft zu 
erfüllen“, so Seehofer.

Widerspruch gegen CMA-Abgabe einlegen
„Mit dem positiven Verlauf der mündlichen Verhandlung vor dem 
Bundesverfassungsgericht in der letzten Woche über die im Absatz-
fondsgesetz festgeschriebene Abgabenpflicht ist die Wahrschein-
lichkeit deutlich gestiegen, dass die Zwangsabgabe als verfassungs-
widrig erklärt wird und damit fällt“, so der AbL-Bundesvorsitzende 
Friedrich Wilhelm Graefe zu Baringdorf zu den CMA-Abgaben. Vor 
diesem Hintergrund fordere er alle abgabenpflichtigen Flaschen-
halsbetriebe, wie Molkereien, Schlachthöfe, Mühlen und andere 
auf, Widerspruch gegen alle offenen Bescheide einzulegen bzw. 
gegen eingegangene Widerspruchsbescheide zu klagen. 
Nur so könne gewährleistet werden, dass das Geld für die 
Bäuerinnen und Bauern gesichert werden könne, auch 
wenn das Bundesverfassungsgericht gegen die Zwangsab-
gabe entscheidet. Es sei die Pflicht aller landwirtschaft-
lichen Organisationen, alle bisher Beitragspflichtigen zu 
diesen Schritten aufzufordern, erklärte Graefe zu Baring-
dorf weiter. Unterließen Sonnleitner und Co. Dies, 
müssten sie die Verantwortung übernehmen, wenn Bäue-
rinnen und Bauern unter Umständen nichts von den ein-
gezogenen Beträgen wiedersähen. pm

Frankreich für das Verbot der 
 Legebatteriehaltung
Die 1999 von der EU gefasste Beschluss, die Batteriehal-
tung von Legehennen in der EU ab dem Jahr 2012 zu ver-
bieten, wurde jetzt von dem französichen Agrarminister 
Michel Barnier unterstützt. Er lehnt eine Aufschiebung des 
Verbots über das Jahr 2012 hinaus ab. Das Augenmerk 
richte sich jetzt auf Staaten wie Spanien und Polen, die 
sich immer noch für eine Aufschiebung des Verbots aus-
sprechen, so Peter Stevenson der englischen Tierschutzor-
ganisation „Compassion in world farming“. Das britische 
Amt für Umwelt, Ernährung und bäuerliche Angelegen-
heiten stellte klar, das Großbritannien eine Verzögerung des Ver-
bots ablehne. „Die Position der französichen Präsidentschaft  ist 
eine gute Neuigkeit für die 200 Mio. Hennen pro Jahr in der EU, 
die immer noch in Legebatterien gehalten werden.“, so Steven-
son. mh
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Zusätzlich eine Milliarde Euro soll ins-
gesamt dieses und nächstes Jahr aus 

der EU in viele Entwicklungsländer flie-
ßen, als eine Antwort auf negative Folgen 
der kurzfristig gestiegenen Nahrungsmit-
telpreise für die ärmsten Menschen. Die 
EU-Kommission will diesen Betrag von 
nicht genutzten EU-Agrargeldern abzwa-
cken und begründet diesen Schritt damit, 
dass vor allem die arme Bevölkerungs-
schicht in Entwicklungsländern unter den 
gestiegenen Lebensmittelpreisen leidet. 
Den öffentlichen Vorstoß dafür machte 
Anfang Juli Kommissionspräsident José 
Manuel Barroso am Rande des Treffens 
der G 8-Länder in Japan. Unter Federfüh-
rung der Agrarkommissarin Mariann Fi-
scher Boel und Entwicklungskommissar 
Louis Michel hat die EU-Kommission am 
18. Juli einen Vorschlag vorgelegt, wie 
dieses Geld ausgegeben werden soll. Es ist 
vorgesehen, dass ein Schwerpunkt „Maß-
nahmen zur Verbesserung des Zugangs zu 
landwirtschaftlichen Betriebsmitteln, ein-
schließlich Düngemitteln und Saatgut“ 
sein soll. 
„Es klingt immer erst mal positiv, wenn 
Gelder in die Entwicklungsländer fließen 
sollen“, kommentiert AbL-Vorsitzender 
Friedrich-Wilhelm Graefe zu Baringdorf 
den Kommissionsentwurf. „Aber diese 
Gelder dürfen nicht eingesetzt werden um 
die Düngemittel- und Saatgutindustrie zu 
unterstützen, sondern um die Böden stand-

tagrarbericht koordiniert hat. Er sagt zu 
dem Kommissionsvorschlag: „Der Welt-
agrarbericht warnt vor dem Mythos, die 
Bekämpfung von Hunger und Armut sei in 
erster Linie eine Frage der Steigerung der 
Produktion. Gebraucht werden nachhal-
tige und selbst bestimmte Konzepte zur 
lokalen Produktion. „Eine Milliarde 
Euro“, so Haerlin weiter, „die in Afrika 
und Südostasien mit Hochleistungssorten 
und Kunstdünger nach dem Hauruck-Ver-
fahren die alten, gescheiterten Rezepte der 
so genannten Grünen Revolution verfol-
gen, können eine Menge Schaden anrich-
ten.“
Und was hält das kirchliche Hilfswerk Mi-
sereor, das eng mit Menschen in Entwick-
lungsländern zusammenarbeitet, von die-
sem Vorstoß der EU? „Es ist ein richtiges 
politisches Signal für Hungernde in Ent-
wicklungsländern, da zum Beispiel der 
Preis für Weizen in den letzten Monaten 
um 130 Prozent gestiegen ist“, sagt Han-
delsreferentin Mute Schimpf. Sie kritisiert 
jedoch: Das Programm müsse auf die Ur-
sachen des Hungers zielen. Notwendig sei 
für Kleinbauernfamilien ein verbesserter 
Zugang zu Land, zu lokalem Saatgut und 
lokale Lagermöglichkeiten, um die Ver-
handlungsposition gegenüber Zwischen-
händlern zu verbessern.
Bis Ende diesen Jahres müssen EU-Parla-
ment und die EU-Staaten über den Vor-
schlag abstimmen, sonst ist ein Teil des 

Geldes dafür nicht mehr 
verfügbar. Bundesland-
wirtschaftsminister Horst 
Seehofer redet dabei auch 
ein Wörtchen mit. Er 
wolle diesem Vorschlag 
nicht im Wege stehen, 
wenn Deutschland im Ge-
genzug jedes Jahr mög-
lichst „frische“ EU-Gelder 
für einen Milchfonds in 
Höhe von 300 Millionen 
erhält. Diesen Milchfonds 
wünscht sich der Deutsche 
Bauernverband, um den 
Milchbauern vor zu gau-
keln, dass daraus negative 
Folgen eines Auslaufens 
der Milchquote, bekannt-
lich ebenfalls eine Forde-
rung des Bauernverbands, 
finanziert werden könnten. 

Allerdings bringt dieser Milchfonds für die 
deutschen Milcherzeuger gerade mal einen 
Cent mehr je Kilogramm Milch. Bei der 
Auseinandersetzung um diese Gelder und 
politische Richtungen scheinen offensicht-
lich noch die Industrieinteressen im Vor-
dergrund zu stehen. 

Berit Thomsen

Extra EU-Gelder für Entwicklungsländer
Kommt die geplante Unterstützung auch bei den Richtigen an?

Verlorenes Geld, wenn durch die EU Gelder nur der Düngerhandel angekurbelt wird.
Foto: K+S

ortangepasst und umweltgerecht zu be-
wirtschaften. Gefördert werden muss eine 
bäuerliche Erzeugung mit bodenbezogener 
Tierhaltung und dem Anbau von Legumi-
nosen zur Stickstoffbindung. Wesentlich 
ist, dass die Bauern ihr Saatgut selbst er-
zeugen.“
Benny Haerlin ist Mitglied im Aufsichts-
rat, der den im Frühjahr erschienenen Wel-
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Marktmacht
Verschiedene Verbände, 
unter anderem Oxfam 
und die AbL haben die 
Supermarktinitiative 
gestartet. Sie fordern 
eine Beschränkung der 
Marktmacht jener weni-
gen Handelsketten, die 
den Einzelhandel bestim-
men. Die Bundesregie-
rung soll sich dafür stark 
machen, dass ihre Liefe-
ranten - Bauern und 
Bäuerinnen bei uns und 
in aller Welt - vor einem 
Missbrauch dieser Markt-
macht geschützt werden. 
Soziale und ökologische 
Standards sollen einge-
halten und die Rechte 
der Verbraucher gestärkt 
werden. Infos auf www.
supermarktmacht.de
 pm
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Eine laute Megaphonstimme, Pfeifen 
und Protestrufe hallten durch die Stra-

ßen von Annecy, einer Stadt nahe des Gen-
fer Sees in den französischen Alpen. Am 
21. September demonstrierten etwa 4.000 
entschlossene Bäuerinnen und Bauern aus 
vielen Regionen Europas  auf den öffent-
lichen Plätzen und Straßen der idyllisch 
gelegenen Stadt. Schon von weitem konnte 
man die Kuhglocken und den Gesang der 
Protestierenden hören, die nur von weni-
gen Polizisten begleitet wurden. Verbände 
und Organisationen hatten zu der De-
monstration aufgerufen, um auf die 
schwierige Lage vieler Produzenten in der 
Landwirtschaft  aufmerksam zu machen. 
Sie fordern eine Änderung der gemein-
samen Agrarpolitik (GAP), die den meisten 
Bauern und Bäuerinnen kein würdiges 
Auskommen ermöglicht. Bewusst hatte 
man diesen Termin gewählt, an dem sich 
die 27 Agrarminister der Europäischen 
Union in Annecy trafen, um über die wei-
tere Ausgestaltung der EU – Agrarreform 
zu verhandeln.

Schafe auf Zebrastreifen
Demonstranten aus Frankreich, Deutsch-
land, der Schweiz und anderen europä-
ischen Ländern zogen über 3 km durch die 
Straßen und Hauptverkehrspunkte der 
Stadt. Begleitet von Journalisten und im 
Sucher der Fernsehkameras. Angeführt 
wurde der Zug von einer Herde Schafe 
und ihrem französischen Schäfer. Ohne 

Hasst und Panik führten zwei Hunde die 
kleine Schafherde durch die Straßen über 
Zebrastreifen und rote Ampeln, über 
Plätze und Bushaltestellen zum großen 
Platz vor der französischen Präfektur. Die 
Vertreter der Umwelt-, Solidaritäts- und 
bäuerlichen Organisationen, darunter La 
Via Campesina, das European Milk Board 
(EMB) und die französische Conféderation 
Paysanne trafen sich dort mit dem Vorsit-
zenden französischen Agrarminister Mi-
chel Barnier, um in Gesprächen ihre For-
derungen vorzubringen.

Blinde Agrarpolitik
Javier Sanchez, ein spanischer Ge-
müsebauer ist aufgebracht: „In ih-
rem Bestreben, die Märkte zu libera-
lisieren, schließen die Politiker ihre 
Augen vor den Problemen, die ihre 
Politik für Bauern und Bäuerinnen 
in allen Teilen Europas mit sich 
bringt“. 
Der Forderungskatalog beinhaltete 
Punkte zur Umsetzung einer gesetz-
mäßigen, nachhaltigen, fairen und 
sozialen Landwirtschaftspolitik. Die 
Verbände fordern stabile Preise für 
landwirtschaftliche Erzeugnisse und 
Instrumente zur Steuerung der Pro-
duktion, um den Bauern ein sicheres 
Einkommen zu ermöglichen. Die 
Umwelt müsse geschützt und die 
Entwicklung industrieller Biokraft-
stoffe mit zweifelhafter energetischer 

und wirtschaftlicher Rentabilität gestoppt 
werden. Jedes Land auf der Welt müsse 
das Recht auf Ernährungssouveränität an-
erkennen.

Réstistence – Widerstand
Vor dem Panorama grauer Berge, auf einer 
Wiese am Ufer des Sees, versammelten sich 
die Demonstranten mit ihren grünen und 
gelben Bannern vor einer Bühne. Begleitet 
von traditioneller Musik sangen sie mit 
mehreren hundert kräftigen Stimmen ge-
meinsam ein altes französisches Lied des 
Widerstands.

mh

Mit Schafen gegen die Agrarreform
Verbände und Organisationen aus ganz Europa demonstrierten beim Treffen der Agrarminister

Hoch über der Elbe, in den historischen 
Mauern der Albrechtsburg in Mei-

ßen, tagten die Agrarminister der Länder. 
Die Tagesordnung reichte von den abge-
brochenen Gesprächen der Welthandelsor-
ganisation über die aktuellen Verhand-
lungen beim Health Check bis zum Einsatz 
von Elektroreizgeräten in der Hundeaus-
bildung.
Während die Minister in der Burg ihre Po-
sitionen austauschten, demonstrierten auf 
dem Domplatz in unmittelbarer Nachbar-
schaft die Milchbauern des Bundesver-
bands Deutscher Milchviehhalter (BDM). 
Während den gesamten drei Tagen der 
Agrarministerkonferenz waren Bäuerinnen 
und Bauern vor Ort, um ihren Forde-
rungen Nachdruck zu verleihen. Es ging 
um die beim Milchgipfel in Berlin gemein-
sam mit Vertretern der Milchindustrie, des 
Bauernverbands und der Länder verein-
barten Forderungen des BDM: Abschaf-
fung der Molkereisaldierung, der Bundes-
saldierung und Änderung des Umrech-

nungsfaktors. Von Bundeslandwirtschafts-
minister Seehofer werden die Forderungen 
unterstützt. Aber es ist kein Geheimnis, 
dass die Minister aus Niedersachsen, 
Schleswig-Holstein, Rheinland-Pfalz und 
Sachsen einen ganz anderen Weg gehen 
wollen. In der abschließenden Pressekon-
ferenz zeichneten die Politiker ein harmo-
nisches Bild von den Verhandlungen. Auch 
beim Thema Milch werden „gemeinsame 
Positionen“ der Länder betont. Schnell 
werden  von Till Backhaus aus Mecklen-
burg- Vorpommern die Forderungen nach 
einem Milchfonds und nach einer verstär-
kten Investitionsförderung genannt. Deut-
liche Worte findet Backhaus gegenüber 
dem Milchindustrieverband. „Der MIV 
hat entweder in den vergangenen Jahren 
geschlafen oder aber bewusst gegen die 
Interessen der Erzeuger gehandelt.“ Der 
niedersächsische Hans-Heinrich Ehlen 
bleibt zurückhaltend. Macht nur einmal 
auf die zu nutzenden „Welt“- Marktan-
teile aufmerksam und spricht sich damit  

gegen eine nur von Deutschland zurückge-
stellte Erhöhung der Milchquote aus. Des 
weiteren, so der Bundeslandwirtschaftsmi-
nister, obliege es jetzt dem Bundesrat, sich 
eine Meinung zu bilden.
Das Wetter ist gut, an diesem Herbsttag. 
In der Sonne ist es angenehm warm. Ganz 
anders als in der Nacht, wo die Bäuerinnen 
und Bauern bei 3 Grad im Burghof wach-
ten. Seehofer steigt nicht in seinen Dienst-
wagen, um sich schon nach wenigen Me-
tern von den Bauern wieder zum Ausstei-
gen genötigt zu sehen. Er geht die zwei-
hundert Meter zu Fuss zu ihnen und hat 
schon die Sympathien auf seiner Seite. Fast 
schon kumpelhaft fordert er den Schulter-
schluss mit den Milchbauern. Gemeinsam 
müsse man hier und da noch drücken, da-
mit die Ziele erreicht werden. Die Bauern 
hörten es gerne. Und auch für den Mini-
ster wird es leichter, wenn der Druck der 
Milchbauern groß ist. Kein Grund sich zu-
rück zu lehnen. Auf die Bauern kommt es 
an!! mn

Unter ständiger Kontrolle
Milchbauern mit einer Mahnwache bei der Agrarministerkonferenz

Große Aufmerksamkeit erregten die Schafe. Rote Ampeln kannten sie nicht.
Foto: herzog
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Umstellung auf Dreitagesabholung bei Söbbeke
Nach einer Umfrage, soll die Mehrheit der Lieferanten der Bio-Mol-
kerei Söbbeke einer Umstellung von einer zweitägigen auf eine 
dreitägige Abholung der Milch zugestimmt haben, so Andreas Nis-
sen von Söbbeke. Die Umfrage habe nicht gezielt nach einer 
Zustimmung der Landwirte zur Umstellung gefragt, sondern ledig-
lich nach ihren Möglichkeiten, bei einer dreitägigen Abholung die 
Milch zu lagern, so Johannes Berger, Sprecher der Bio-MEG Nord 
Erzeugergemeinschaft. Diese sei mit einer Änderung der Lieferbe-
dingungen zum Nulltarif nicht einverstanden. Die Molkerei bietet 
ihren Lieferanten einen Kredit zur Unterstützung bei der Einfüh-
rung einer Dreitages-Abholung an, so Nissen. Die Bedingungen sol-
len individuell mit den Landwirten ausgehandelt und auf den 
Betrieb abgestimmt werden. mh

Verfahren wegen Nötigung
Aufgrund der Molkereiblockaden während des Milchlieferstreiks im 
Mai/Juni dieses Jahres hat die Milchunion Hocheifel (MUH) Anzeige 
gegen Unbekannt erstattet. Die Staatsanwaltschaft ermittelt wegen 
Nötigung. Die MUH selbst gibt zum laufenden Verfahren keine 
Stellungnahme ab. 
Die Nahrungsmittelwerke Hochwald in Kaiserslautern dokumen-
tierten während der Blockaden 143 Autonummern, die an die Poli-
zei weiter gegeben wurden. Zur Zeit läuft ein Ermittlungsverfahren 
durch die Krimi-
nalpolizei Idar-
Oberstein wegen 
„Nötigung durch 
blockierendes 
Aufstellen des 
Fahrzeugs Zug-
maschine“. Von 
Seiten der Nah-
rungsmittel-
werke Hochwald 
gibt es noch 
keine Stellung-
nahme. 
Die Klage auf 
Schadensersatz 
der Humana 
Milchunion läuft 
weiterhin. „Die 
Landwirte sollen 
eingeschüchtert 
werden, damit 
sie bei weiteren 
Aktionen nicht 
mehr mitmachen“, so Vertreter Hermann Birkenhake. Die Humana 
Milchunion gab auch auf mehrmalige Nachfrage keine Auskunft zu 
laufenden Verfahren. Die Polizei ermittelt in Mecklenburg Vorpom-
mern und Schleswig-Holstein wegen Nötigung aufgrund der 
 Blockaden vor der Molkerei Nordmilch. mh

Erhöhte Stoppkosten
Zur Zeit zahlen die Lieferanten der Humana Milchunion 61 Euro 
Stoppkosten (Kosten  der Milchabholung vom Hof) im Monat für 
ihren Betrieb an die Molkerei. Diese will jetzt aufstocken auf 150 – 
170 Euro pro Monat und Betrieb, so Vertreter Hermann Birkenhake. 
Stoppkosten seien nicht gestaffelt, also zahle jeder Betrieb unabhän-
gig von seiner Größe dasselbe. Grob gerechnet erhielte ein Landwirt 
bei einer Erhöhung der Stoppkosten, wenn er 120. 000 kg produziere 
etwa 0,12 Cent pro kg Milch weniger. Von etwa 4.600 Lieferanten 
der Humana produzierten etwa 2.300 unter 150.000 kg Milch. mh

Molkereigrößen  
Die Klagen deutscher Großmolkereien über ihren angeblich immer 
noch nicht ausreichenden Konzentrationsgrad im EU-Vergleich hat 
das Statistische Amt der EU zurecht gerückt: Demnach liegen z.B. 
Niedersachsens 40 Molkereien europaweit vorn mit einer durch-
schnittlichen Verarbeitungsmilchmenge von 120 Millionen kg je 
Betriebsstätte im Jahre 2007, europaweit kommen nur 4 Prozent 
aller 5400 Molkereien über diese Grenze. 13 der 40 Molkereien ver-
arbeiteten sogar mehr als 90 % der niedersächsischen Milchmenge 
in Höhe von 4,8 Milliarden kg. pm

Auf der Agrarministerkonferenz von 
Bund und Ländern Ende September 

im sächsischen Meißen haben die Ministe-
rin und Minister auch viel über die Umset-
zung der Beschlüsse des Milchgipfels vom 
Ende Juli gesprochen. Doch zu einem Be-
schluss wollten sie sich nicht aufraffen – 
der Punkt wurde vertagt. Wie es aus Teil-
nehmerkreisen hieß, soll die Debatte erst 
weiter geführt werden, wenn klarer sei, 
was bei der Überprüfung der EU-Agrarpo-
litik (Gesundheitscheck) herauskommt. 
Im Rahmen dieses Gesundheitschecks 
hatte die EU-Kommission bekanntlich vor-
geschlagen, schon jetzt – unabhängig von 
weiteren Marktanalysen und Marktent-
wicklungen – eine weitere Erhöhung der 
Milchquoten um insgesamt 5 % zu be-

schließen (fünf mal 
1 % pro Jahr ab 
dem Quotenjahr 
2009/10) .  Die 
Bundesregierung 
lehnt diese Erhö-
hung ohne Markt-
abschätzung bis-
lang ab, einige an-
dere EU-Mitglied-
staaten fordern 
eine stärkere jähr-
liche Erhöhung der 
Quoten, als von 
der Kommission 
vorgeschlagen. 
Der französische 
Agrarminister, der 
als amtierender 
Präsident des EU-
Agrarministerrates 
die Verhandlungen 

zwischen den Staaten leitet, hat angekün-
digt, für den EU-Agrarrat im Oktober ei-
nen Kompromissvorschlag zu allen Punk-
ten des „Gesundheitschecks“ vorzulegen, 
also auch zur Milch. Der Termin für die 
Ratssitzung ist allerdings erst am 27./28. 
Oktober. 
Die Frage ist also, wie viel Tage vor dieser 
Sitzung der französische Kompromissvor-
schlag auf dem Tisch liegen wird. Mehr als 
eine Woche vorher wäre mindestens not-
wendig, damit die deutschen Bundesländer 
das Papier noch vor dem Tag auswerten 
können, an dem die Länderministerien 
wieder zur Milch zu beraten haben, näm-
lich am 20. Oktober im Agrarausschuss 
des Bundesrates. Da sollen die Beschluss-
empfehlungen für die Bundesratssitzung 
vom 7. November gefasst werden. Da soll 
abgestimmt werden über die Änderung des 
Umrechnungsfaktors, über die Abschaf-
fung der Molkereisaldierung und auch 
über die Vorlage des Bundesministeriums, 
die die Aussetzung der Bundessaldierung 
für die Jahre vorsieht, in denen die natio-

nale Quote überschritten worden ist (das 
geht auf jeden Fall ohne EU-Rechts-Ände-
rung – das ist unstrittig). 
Es stellt sich die Frage, warum diese Be-
schlüsse im Bundesrat in einen Zusam-
menhang gebracht werden mit der Diskus-
sion auf EU-Ebene. Ganz offensichtlich 
versprechen sich diejenigen Kräfte in 
Deutschland, die die Umsetzung der BDM-
Forderungen mit allen Mitteln verhindern 
wollen, eine Unterstützung ihrer Haltung 
von der weiteren EU-Diskussion. Denn 
wenn sich in der EU die Staaten durchzu-
setzen scheinen, die nicht weniger Quote-
nerhöhung, sondern viel mehr wollen, 
dann bestärkt das die Diskussion, dass 
Deutschland sich nicht selbst beschränken 
dürfe, weil davon nur die anderen EU-
Milchländer profitierten. 
Wenn das die Strategie ist, fragt sich als 
nächstes, welche Signale die deutsche Mil-
chindustrie und der Deutsche Bauernver-
band (DBV) – als die schärfsten Gegner 
der BDM-Forderungen – hinter vorgehal-
tener Hand an die EU-Verhandlungsführer 
senden...
Noch ein Punkt spielt für die Strategie von 
DBV, von Bundesländern und Bundesre-
gierung eine Rolle: Sie alle haben sich mit 
der Forderung nach Bereitstellung von 
nicht ausgegebenen EU-Mitteln für einen 
so genannten „Milchfonds“ weit aus dem 
Fenster gelehnt – so weit, dass sie schon 
auf die Hilfe der Bundeskanzlerin als ober-
ste Repräsentantin des größten Nettozah-
lers in der EU angewiesen sind. Für 
Deutschland hoffen sie auf 300 Millionen 
Euro pro Jahr. Bislang stellt sich die EU-
Kommission immer noch dagegen, diesen 
Milchfonds aus nicht ausgegebenen EU-
Mitteln zu finanzieren. Damit stehen sich 
EU-Kommission und Bundesregierung zur 
Milch schon an zwei Punkten gegenüber: 
Quotenerhöhung und Milchfonds. Zu bei-
den Punkten liegen die Positionen zwi-
schen Kommission und Bundesregierung 
auseinander – wo liegt dann der Kompro-
miss? Der eine bekommt das, der andere 
das Andere.
Was auf EU-Ebene dann also wie ein zäh 
ausgehandelter Kompromiss aussieht, das 
ist für diejenigen, die mehr Milchmenge 
und mehr Subventionen für Stallbauten 
wollen, ein Grund zum feiern. Eine Ohr-
feige ist es dagegen für all die Milchvieh-
halter, die über eine flexible Anpassung 
der Produktion an die tatsächliche Nach-
frage des Marktes kostendeckende Preise 
erreichen wollen. 

uj

Länderminister vertagen Milch
Erst soll die EU-Agrarreform geklärt werden

Am Ende der Agrarministerkonferenz: Ein sichtlich zufriedener Horst Seehofer
 Foto: Nürnberger
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Soviel Platz für Milchpolitik war selten 
in den Wochenblättern der Landes-

Bauernverbände. Ganze Serien über meh-
rere Ausgaben wurden gestartet, in denen 
gegen jede einzelne Forderung Stimmung 
gemacht wurde, für die bis zu 70 Prozent 
der deutschen Milcherzeuger Ende Mai/
Anfang Juni gestreikt haben. Diesen For-
derungen, die vom Bundesverband der 
Deutschen Milchviehhalter (BDM) ent-
wickelt worden sind, stimmten beim 
Milchgipfel am 29. Juli 2008 neben dem 
Bundesminister auch sämtliche Landes-
ministerien, die dort alle vertreten waren, 
und auch der Präsident des Deutschen 
Bauernverbandes (DBV), Gerd Sonnleit-
ner zu.

Milchgipfel-Beschlüsse
Es gibt sogar ein Abschluss-Papier, wo 
nachzulesen ist, dass die Umsetzung 
wichtiger BDM-Forderungen vom Bun-
desministerium eingeleitet wird, indem 
Vorlagen für den Bundesrat ausgear-
beitet und vorgelegt werden. In dem 
Papier steht es folgendermaßen:
- Die Bundesregierung wird umgehend 
einen Verordnungsvorschlag zur Ände-
rung des Umrechnungsfaktors erarbei-
ten und in den Bundesrat einbringen.
- Zur Abschaffung der Molkereisaldie-
rung hat Bayern am 16. Juni 2008 be-
reits einen Antrag in den Bundesrat 
eingebracht, dessen Behandlung zusam-
men mit der Ersten Verordnung zur 
Änderung der Milchquotenverordnung 
auf den 20. Oktober 2008 vertagt wor-
den ist. Dieser Antrag wird von der 
Bundesregierung unterstützt, wobei der 
Grundsatz des Vertrauensschutzes zu 
beachten ist.
–  Darüber hinaus wird der Bund eine 

Konzeption zur Abschaffung der 
Bundessaldierung erarbeiten, die aus 
Gründen des Vertrauensschutzes frü-
hestens für das Milchquotenjahr 
2009/10 in Betracht kommen könnte. 
Die Bundesländer und die Vertreter 
des Berufsstandes werden daran be-
teiligt.“ Soweit das Papier, das im 
Anschluss an den Milchgipfel auch 
von DBV-Präsident Sonnleitner in der 
Pressekonferenz unterstützt worden 
ist. In der DBV-Presseerklärung zum 
Milchgipfel steht: „Das von Bundes-
minister Seehofer vorgelegte Konzep-
tionspapier zur Stabilisierung und 
Stärkung der Milchwirtschaft in 
Deutschland wird in seiner Grund-
konzeption vom Deutschen Bauern-
verband nachdrücklich unterstützt.“

Spätestens seit der Sommerpause ver-
treten der DBV und die meisten Landes-
Bauernverbände eine gänzlich andere 
Position. Nun werden alle Forderungen, 

die vom BDM eingebracht worden 
sind, kategorisch abgelehnt: 
–  Änderung Umrechnungsfaktor: Der 

DBV sagt Nein. Wenn doch, dann 
nur, wenn Brüssel die mengenredu-
zierende Wirkung aufhebt, indem es 
die deutsche Quote um die Menge 
erhöht, die durch die Änderung des 
Umrechnungsfaktors an Litern redu-
ziert wird (ca. 1 %). 

–  Abschaffung Molkereisaldierung: Der 
DBV sagt Nein.

–  Abschaffung Bundessaldierung: DBV 
sagt ganz laut Nein. – Schließlich 
wäre das ja auch die Maßnahme mit 
der größten Wirkung und dem größ-
ten Gestaltungspotenzial für eine 
Mengenanpassung an die tatsächliche 
Marktnachfrage.

Basis gelinkt
In Westfalen-Lippe hat der DBV-Lan-
desverband, der dort Westfälisch-Lip-
pischer Landwirtschaftsverband (WLV) 
heißt, sich nach dem Milchgipfel etwas 
besonderes Schlaues einfallen lassen. 
Nachdem er bei einem kleinen Milch-
gipfel beim Landesminister Eckhard 
Uhlenberg den Forderungen nach Än-
derung des Umrechnungsfaktors und 
nach Abschaffung der Molkereisaldie-
rung noch zugestimmt hatte, gab es 
auch hier eine fundamentale Wende. 
Im August und September lud der WLV 
die Milchbauern in seinen Kreisverbän-
den zu insgesamt über 40 Veranstal-
tungen ein. Da wurde dann jede ein-
zelne BDM-Forderung „bewertet“ und 
dann zur Diskussion gestellt. Auf vielen 
Veranstaltungen wurden sogar Abstim-
mungen durchgeführt, zum Teil auch 
von den Milchbauern durchgesetzt. 
Denn wenn die WLV-Funktionäre 
merkten, dass eine Mehrheit für die 
BDM-Forderungen herauskommen 
würde, dann wurde zum Teil versucht, 
gar nicht abstimmen zu lassen, wie 
Teilnehmer berichten. Weil die meisten 
BDM-Mitglieder auch noch Mitglied 
im Bauernverband sind, waren auf al-
len Veranstaltungen auch BDM-Mit-
glieder anwesend.
Als die Veranstaltungs-Serie vorbei 
war, wurde gezählt und ausgewertet. 
Der BDM kam auf insgesamt über 
75 % Zustimmung zu seinen Forde-
rungen. Der WLV kam auf einer ge-
meinsamen Sitzung von Vorstand und 
Milchausschuss am 9. September zu 
einem ganz anderen Ergebnis: Alle 
BDM-Forderungen werden abgelehnt. 
Der Präsident Möllers hatte aus der 
Ferne wohl eine andere Wahrnehmung 
– auf den Versammlungen war er nicht 
zu sehen.

Veröffentlicht wurde das „Ergebnis“ 
erst neun Tage später im hauseigenen 
Wochenblatt unter der Überschrift 
„Entscheidung mit kühlem Kopf“. Da 
steht zu lesen über die interne Sitzung: 
„Offen und kontrovers wurde disku-
tiert und am Ende ein Kompromiss ge-

DBV bekämpft BDM-Forderungen, mit allen Mitteln
Bauernverband nun offen gegen jegliche Veränderung. In Westfalen verdreht er Ergebnisse der eigenen Veranstaltungen

fährt realistischen Kurs“. Daraufhin 
schreibt ein Milcherzeuger aus NRW in 
das dafür vorgesehene Feld einen Kom-
mentar, der dann auch für alle Internet-
Nutzer zu lesen ist. Doch, es dauerte 
nicht lange, da war der Kommentar 
wie von Geisterhand geändert! Entfernt 

funden“. So wurde aus Abstimmungen 
dann ein „Kompromiss“?
Damit ist das Verschaukeln noch nicht 
zu Ende. Neben dem Artikel wird der 
Abteilungsleiter des Landesministers 
auch noch zitiert mit Aussagen, die die-
ser auf Nachfrage der Bauernstimme 
dann richtig stellt. Während das Wo-
chenblatt glauben macht, das Ministe-
rium sei (nun auch) gegen die Änderung 
des Umrechnungsfaktors, stellt er rich-
tig: „Das Land ist zu einer Änderung 
von 1,02 auf 1,03 bereit“. Zur Bundes-
saldierung legt das Wochenblatt dem 
Abteilungsleiter in den Mund, dass zur 
Einschränkung der Bundessaldierung 
erst EU-Recht geändert werden müsse. 
In seiner Richtigstellung weist er dage-
gen darauf hin, dass keine EU-Rechts-
änderung notwendig ist für den Fall, 
dass die nationale Quote überschritten 
wird. 
Zu allem Überfluss stellt das Magazin 
„top agrar“, das im gleichen Verlag er-
scheint, die falschen Darstellungen 
auch noch auf seine Homepage ein, 
diesmal unter der Überschrift: „NRW 

wurde der Name des zitierten Abtei-
lungsleiters und der Halbsatz „haben 
die Milchbauern sich während des 
Milchlieferstreiks unklar ausge-
drückt?“. Das sieht der Milcherzeuger 
und wendet sich an die Redaktion. Er 
bekommt eine aufgeregt zuvorkom-
mende Entschuldigung. „Bitte verzei-
hen Sie, wenn ich vielleicht übereilt 
meiner Meinung nach unsachliche Äu-
ßerungen aus Ihrem Kommentar ent-
fernt habe. Ich stecke hier oft in einer 
Zwickmühle – ich möchte niemanden 
zensieren und betrachte die ganze 
Milchdebatte neutral“, schreibt sie. Es 
geht hin und her, am Ende bittet der 
Milcherzeuger, den Kommentar lieber 
rauszunehmen als verstellt drin zu las-
sen. 
Fünf Tage später war der nächste kleine 
Milchgipfel beim Landesminister Uh-
lenberg. Da glänzte der WLV durch 
Abwesenheit seiner Spitze, ließ aber 
gleichwohl von Vertretern mitteilen, 
dass er nun alle BDM-Forderungen ab-
lehne.
 uj

Der BDM präsentiert währen der Agrarministerkonferenz auf 1 km die Namen der Unterstüt-
zer der Forderungen Bild: Nürnberger



Bäuerin in Not
Im mecklenburgischen Nesow hat sich eine Bäuerin hilfesuchend an 
die Medien gewandt. Ihr wurde die – bisher von der Agrargenos-
senschaft geduldete – Durchfahrt zu ihrer 20 Meter entfernten Rin-
derkoppel vernagelt, so dass sie ihre Tiere von der Hofstelle aus 
nicht mehr sehen und diese nur auf weiten Umwegen erreichen 
kann. Was in der Lokalpresse teilweise als Nachbarschaftsstreit 
erscheint, hat seine Wurzeln offenbar schon in der Vermögen-
sauseinandersetzung der früheren LPG, der heutigen Agrargenos-
senschaft Köchelstorf eG. Wiedereinrichterin Gudrun Kröger berich-
tet, dass man ihr die Herauslösung von Gebäuden über Jahre massiv 
erschwert habe, erst jetzt habe sie vor Gericht einen Teilerfolg 
erzielt. Sie führt viele Zerstörungen auf ihren Flächen darauf 
zurück, dass man mit solchen Schikanen die Liquidierung ihres 
Hofes betreibe. Der Leiter der benachbarten Agrargenossenschaft 
dagegen bestreitet, „diesen schönen kleinen Betrieb kaputt 
machen“ zu wollen. en

Monsanto und der Bauernverband
Der Bayerische Bauernverband (BBV) wehrt sich gegen angebliche 
Gerüchte, die über ihn verbreitet werden. So drohte er eigenen 
Mitgliedern gerichtliche Konsequenzen an, wenn sie es nicht unter-
lassen, weiterhin zu verbreiten, dass der Saatgutmulti Monsanto an 
der Ausrichtung des Erlebnisbauernhofes auf der Grünen Woche 
beteiligt war und damit mit dem Bauernverband gemeinsame 
Sache macht. Der BBV stellt klar: „Monsanto war kein Aussteller des 
Erlebnisbauernhofes auf der Grünen Woche und wird es auch 2009 
nicht sein. Es wurden auch keine Sponsorengelder an den Bauern-
verband bezahlt. Präsident Sonnleitner hat keine geschäftlichen 
Beziehungen zu Monsanto. Der Bayerische und der Deutsche Bau-
ernverband arbeiten auf keiner Ebene mit der Firma Monsanto 
zusammen.“ Schon ein Blick auf die Internetseite der Förderge-
meinschaft nachhaltige Landwirtschaft (FNL) offenbart ein etwas 
anderes Bild. Die FNL ist Ausrichter des Erlebnisbauernhofes und zu 
ihren Mitgliedern zählen – neben weiteren Größen der landwirt-
schaftlichen Industrie und ihrer Verbände – der deutsche Bauern-
verband und Monsanto. cs

Taschenspieler
Der Bauernverband muss sich vom Umweltbundesamt zurechtwei-
sen lassen. Anlass ist die Stellungnahme des Bauernverbands „Bode 
fälscht Klimazahlen“ zu einer Studie über die Treibhausgasemissi-
onen aus der Landwirtschaft der Verbraucherorganisation food-
watch. Der Bauernverband habe internationale Standards in der 
Berechnung der Emissionen ignoriert, so der Vizepräsident des 
Umweltbundesamtes. Er stellt fest, dass die Landwirtschaft 63,5 Mio 
Tonnen CO² emittiert. Eine Fixierung fände dagegen nicht statt. 
Neben der Tierhaltung sei vor allem die Düngewirtschaft und die 
Freisetzung aus landwirtschaftlichen Böden verantwortlich. Entge-
gen der Darstellung des DBV könne man nicht von einer CO²-Senke 
in der Landwirtschaft sprechen. mn

Gemeinsam für Milchbauern
Die Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirt (AbL) und die 
Gewerkschaft Nahrung-Genuss-Gaststätten (NGG) wollen gemein-
sam in einem kontinuierlichen Austausch die Interessen der Milch-
bauern vertreten. Der Preisdruck des Handels sei trotz öffentlicher 
Bekundungen so hoch wie eh und je, so Bernd Voß, stellvertre-
tender Vorsitzender der AbL, in einer gemeinsamen Presseerklä-
rung. Der Vorsitzende der NGG, Franz-Josef Möllenberg, stellt dort 
fest: „Es geht immer noch um die Existenzen von Milchbauern und 
um die Arbeitsplätze der Beschäftigten in den Molkereien. Wir beo-
bachten den Markt sehr genau und wir befürchten, dass der Kon-
zentrationsprozess bei den Molkereien immer noch nicht abge-
schlossen ist“. Beide weisen darauf hin, dass Billigst- und Dumping-
preise in der Nahrungsmittelindustrie durch Leistungsdruck und 
Arbeitsplatzabbau bei den Beschäftigten ebenso wie durch unzurei-
chende Erzeugerpreise der Bauern zustande kommen. Die Existenz 
von Bauern und Beschäftigten in der Milcherarbeitung dürften 
nicht zum Spielball reiner Marktinteressen werden. mh
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Wenn Percy und Louise Schmeiser von 
ihren Erlebnissen mit Monsanto be-

richten, bewegt das meist die Gemüter. 
Zum Diskussionsabend in Nordrhein-
Westfalen mit dem Landwirt-Ehepaar aus 
Kanada kamen neben 90 Besuchern, zu-
meist Bauern und Bäuerinnen, auch poli-
tische und industrielle Vertreter aus der 
Region Hamm und Umgebung, um zu dem 
Thema Gentechnik Stellung zu nehmen. 
Felix Prinz zu Löwenstein, Vorsitzender 
des Bundes ökologische Lebensmittelwirt-
schaft setzt sich ein, für eine kompromiss-
lose und vehemente Ablehnung des An-
baus gentechnisch veränderter Pflanzen. 
„Ohne Kontamination ist ein Anbau nicht 
möglich“, so Löwenstein. Wichtig sei die 
Schaffung von gentechnikfreien Zonen. 
Heinrich Glitz, Kreislandwirt aus Ruhr-
Lippe, sieht das etwas anders. Er ist Ver-
pächter des einzigen Gen-Mais Versuchs-
feldes in NRW an Monsanto. „In demo-
kratischen Ländern sollten Gentechnikver-

Zur Tagung des Landesvorstandes der 
Arbeitsgemeinschaft bäuerlicher 

Landwirtschaft NRW im September, tra-
fen sich Milchbäuerinnen und -bauern, um 
die Auswirkungen des Milchstreiks und 
die Frage wie es weiter gehen kann, zu dis-
kutieren. Zum Thema flexible Mengen-
steuerung in Hand der Bauern stellte Prof. 
Dr. Onno Poppinga der Universität Kassel 
alternative Regelungen vor. Zum Einen 
sieht er die Fütterung der Milchkühe durch 
Vollgrasweide als Möglichkeit. Die Milch-
menge ginge zurück. Da gleichzeitig aber 
auch das Einkommen der Milcherzeuger-
Innen sinken würde, müssten diese unter-

suche gemacht werden dürfen“, so Glitz. 
Die Gentechnik sei kein Allheilmittel, sie 
beinhalte aber genauso viel Chancen wie 
Risiken. Er räumt ein, dass Nachbar-
schaftsverhältnisse durch den Anbau von 
GVO gestört werden können. Bertram 
Brökelmann, Inhaber der größten deut-
schen Ölmühle in Hamm, ruft Landwirte 
in ganz NRW dazu auf, keine gentechnisch 
veränderten Pflanzen auf ihren Feldern an-
zubauen. Er selbst bezieht den Raps zur 
Verarbeitung nur aus gentechnikfreien Zo-
nen. Auch Reinhard Döring, Kreisver-
bandsvorsitzender des WLV aus Ruhr-
Lippe bezieht eine klare Position. „Der 
WLV lehnt den Anbau von GVO ab, wenn 
ihre Ungefährlichkeit nicht eindeutig sicher 
gestellt ist.“ Er stellt fest, dass die Ver-
braucher keine gentechnisch veränderten 
Lebensmittel wollen. Die Bauern produzie-
ren für die Verbraucher und für den 
Markt. Diesen Markt würden sie sich nicht 
kaputt machen lassen. mh

stützt werden. Ein weiteres Instrument zur 
flexiblen Mengensteuerung in Bauernhand 
sei die Aufzucht der Kälber mit Milch aus 
dem eigenen Betrieb statt mit Milchaus-
tauschern. „Bei einer Fütterung mit eigener 
Milch gehen drei bis sechs Prozent der 
Milchmenge an die Kälber“, so Poppinga. 
Dem Landwirt ermögliche dies eine Men-
genreduzierung in eigener Hand.  Zudem 
habe es Vorteile für die Kälber.
Voraussetzung für einen freiwilligen Ver-
zicht auf Auslieferung der Quote sei nur 
bei gleichzeitiger Entschädigung des Land-
wirtes und einer Abschaffung der Saldie-
rung möglich. mh

Für und gegen Gentechnik
Stimmen einer Podiumsdiskussion in Nordrhein-Westfalen

Milch in Bewegung
AbL NRW informiert über Möglichkeiten der Mengensteuerung

Neben dem Besuch aus Kanada auch viel deutsche Prominenz (von links) Felix Prinz zu Löwenstein, 
Bernward Geier, Percy Schmeiser, Reinhard Döring und Heinrich Glitz auf dem Diskussionsabend in 
NRW. Foto: Herzog



10-2008 Aus Stall, Feld und Umfeld 9

Betriebsspiegel
53 ha Acker,
27 ha Grünland,
35 Muttersauen,
270 Schweinemastplätze,
Biogasanlage mit 385 KW elektrisch

Betriebsbesichtigungen auf meinem 
Hof sind ja nicht unbedingt etwas 

Neues für mich. Am weitesten waren 
aber bislang Besucher aus Frankreich 
gereist. Also waren die beiden Gäste 
aus Bolivien und Tansania die von Ma-
rion Rolle und einer Praktikantin, beide 
vom Verein entwicklungspolitischer 
Gruppen Niedersachsen, sowie Anne-
marie Volling von der AbL, begleitet 
wurden, doch etwas sehr Besonderes. 
Man macht sich sicherlich so seine Ge-
danken weil Marion vorher erzählte, 
das Bolivien und Tansania zu den 
ärmsten Ländern der Welt zählen, wie 
die Gäste auf unseren alltäglich gewor-
denen Luxus reagieren. Aber schon bei 
der Begrüßung fiel mir auf, dass sie sich 
äußerlich, mit Ausnahme der Haut-
farbe, nicht von uns Mitteleuropäern 
unterscheiden. Gut gekleidet, die eine 
leistete sich den Luxus des Rauchens 
und Grace aus Tansania hatte ein 
Handy, was wesentlich häufiger klin-
gelte als meines, was eigentlich kaum 
zu toppen ist. 
Also stellte ich meinen Betrieb vor: 
Beide Frauen konnten nicht verstehen, 
dass man bei so vielen Schweinen nicht 
der gemachte Mann ist, sondern es bis 
vor ein par Wochen sogar ein teures 
Hobby war, Schweine zu füttern. Aber 
so ist es halt in einer überversorgten 
Gesellschaft. Stolz zeigte ich meine Bi-
ogasanlage, aber das war wiederrum 
für die beiden nichts Besonderes, nur 
vielleicht die Größe.
Dafür durfte ich mich dann der Diskus-
sion „Tank oder Teller“ stellen, aber 
weil wir zur Hälfte Schweinemist und 
dioxinbelastete Grassilage aus dem 

Elbvorland vergären, konnte ich mich 
aus der Affäre ziehen.
Danach haben wir bei uns Abendbrot 
gegessen. Ich dachte, jetzt erfahre ich 
mal etwas über die beiden entfernten 
Länder. Aber Grace fragte als erstes 
wie alt und ob ich verheiratet sei. Meine 
Höfflichkeit und meine schlechten Eng-
lischkenntnisse ließen es jetzt nicht zu, 
meine übliche Antwort darauf zu ge-
ben: „Wenn du noch so eine bescheu-
erte Frage stellst, haue ich dir die Vor-
derzähne ein.“ Also gab ich einer der 
üblichen Antworten, nämlich das ich so 
schüchtern bin, dass erst eine ganze Ka-
rawane von Kamelen durchs Nadelöhr 
gehen müsse, bevor ich eine Frau an-
spräche. Ich hoffte, dass Grace das 
Thema wechselt, aber jetzt waren die 

anderen vier dran. Auch alle überzeugte 
Singles, von denen jeder die Vorzüge 
des alleine Seins hervorhob. Grace als 
einzig glücklich Verheiratete war davon 
jedoch nicht zu überzeugen und vertei-
digte die Vorzüge der glücklichen Ehe, 
ohne zu merken, dass sie darum von 
allen ein Stück weit beneidet wurde. 
Und es war mittlerweile so, als streute 
sie bei uns grobkörniges Salz in offene 
Wunden. Für mich stellte sich am 
Schluss die Frage, ob es in den armen 
Ländern dieser Welt wirklich jemanden 
interessiert, ob Nahrungsmittel gerecht 
verteilt werden oder ob der Klimawan-
del sie bedroht. Vielleicht gibt es da ja 
doch viel wichtigere Themen und bei 
uns denken sich Singles wie wir, so et-
was aus, um was um die Ohren zu ha-

Besuch aus Bolivien und Tansania ben, weil wir uns ja um keinen Leben-
spartner kümmern müssen. Die Bau-
ernstimme sollte das noch mal kritisch 
hinterfragen.

Martin Schulz

Es war im Herbst 2007, als ich durch 
Zufall eine Meldung im Internet 

fand, dass ein umfangreiches Kuhpa-
tent am Europäischen Patentamt erteilt 
wurde und durch einzelne Initiativen, 
unter anderem durch den BDM, wider-
sprochen wurde. Seitdem habe ich mich 
immer wieder gefragt, wie wir Bauern 
selbst aktiv werden können gegen Ma-
chenschaften, von denen ich noch im 
Herbst 07 wenig wusste und viele an-
dere Berufskollegen und Verbraucher 
heute noch keinen blassen Schimmer 
haben. Ich habe kurzum an einem 
Sonntag im Nov. 07 sämtliche Kritiker 
des ausgesprochenen Biopatents im 

Brokkoli-Fall telefonisch kontaktiert 
und gelangte an eine Initiative in Hes-
sen. Oswald Henkel, ein genauso be-
sorgter und mit der Problematik ver-
trauter Milchbauer, konnte mir viel 
über die Abläufe am Europäischen Pa-
tentamt berichten und gab mir die 
Adresse der Zivilcourage Vogelsberg, 
wo ich mit Dr. Peter Hamel einen Fach-
mann auf dem Gebiet Biogentechnik 
fand. Er hat für Bauern in seiner Ge-
gend eine Ausschreibung für Soja mit 
einem Grenzwert < 0,1 Prozent GVO 
erfolgreich durchsetzen können. Mit 
den hessischen Initiativen arbeiten wir 
hier in Westfalen sehr gut zusammen. 
Für die konventionelle Landwirtschaft 
sehen wir über den GVO-freien Futter-
zukauf eine direkte Möglichkeit, von 
den Höfen, aus einer Entwicklung zur 
patentierten Landwirtschaft entgegen-
zuwirken. Mit den beiden Initiativen 
Zivilcourage Vogelsberg mit Dr. Peter 

Hamel und Zivilcourage Rosenheim 
mit Josef Feilmeier können wir in West-
falen regelmäßig Erfahrungen über Fut-
termittelpreise austauschen, sowie über 
die aktuelle Angebotssituation auf dem 
europäischen Markt. Auf den Internet-
seiten der Initiativen befinden sich wis-
senschaftliche Dokumente und Aus-
wertungen. Es ist dort auch eine Be-
schreibung meiner Erfahrungen aus 
dem Frühjahr 2008, wo ich die Fütte-
rung meiner Rinderherde auf GVO-frei 
umgestellt habe. Mit diesen beiden Ini-
tiativen an der Hand, konnte ich im 
Juli für dem Raum Westfalen die erste 
Ausschreibung von GVO-freien Misch-
futtermitteln und Sojaschrot wagen. Es 
hatten sich zuvor mit zehn Bauern eine 
noch recht kleine Zahl von Betriebslei-
tern mit Milchvieh – und Schweinehal-
tung, auch über die hervorragende Info 
- Arbeit der Regionalen Landwirtschaft 
Münsterland unter Reinhard und Mo-

GVO, unsere sehr leisen Begleiter

nika Fiegenbaum – bereiterklärt – 
mitzumachen. Nachdem den Anfragen 
von den Futtermittelhändlern in noch 
geringer Zahl geantwortet wurde und 
von allen Händlern ein geforderter 
GVO-Grenzwert speziell im Sojaschrot 
von < als 0,1 Prozent, für nicht prakti-
kabel erklärt wurde, habe ich eine 2. 
Ausschreibung mit dem Grenzwert mit 
dem gesetzlichen Schwellenbereich 
(< 0.9 Prozent) ausgestellt. Hierauf 
wurde nun Sojaschrot angeboten, doch 
merkte ich und auch die Kollegen, dass 
eine halbjährliche Preisfestlegung für 
uns zu unsicher war. Wir haben es trotz 
dieser noch nicht reifen Ausschreibung 
geschafft, dass sich plötzlich Händler in 
der Lage sahen, GVO-freie Futtermittel 
anzubieten. Derzeit kann ich auf Grund 
der guten Zusammenarbeit mit einem 
Schweinemäster in Greven, LKW-Zug-
weise (25 t) GVO-freies Sojaschrot aus-
schreiben, dort anliefern und auf ent-
sprechend nachfragende Betriebe ver-
teilen lassen.
Dabei haben sich drei weitere Berufs-
kollegen bereiterklärt mitzumachen. 
Beim Mischfutter besteht momentan 
die Möglichkeit, Preisangebote zu ver-
gleichen. Mittelfristig ist es mein Ziel 
über eine halbjährliche Sammelaus-
schreibung GVO-freies Futter zu or-
dern. Dafür bin ich gerne bereit, auch 
über Neumeldungen interessierter Bau-
ern einen neuen Anlauf zu starten.

Links:www.zivilcourage.ro
www.zivilcourage-vogelsberg.de/

Heiner Lohmann

Betriebsspiegel:
Familienbetrieb mit Ehefrau Claudia,
4 Kindern und Oma bewirtschaftet auf 
ca. 60 ha jeweils zur Hälfte Grünland 
und Ackerbau. 
Wir halten neben unseren 60 Milch-
kühen auch die weibliche Nachzucht.
Ein Großteil der Bullen wird gemästet. 
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Schon früh am Morgen herrschte rege 
Betriebsamkeit auf dem Gelände der 

Brauerei Wieser. Das Spanferkel drehte 
sich bereits auf dem Grill, während noch 
die Gläser und Teller einsortiert wurden. 
Auf dem Hof und im direkt angrenzenden 
Umweltgarten bauten Verbände und Ver-
eine ihre Stände auf. Ein buntes Fest rund 
um die Podiumsdiskussion mit Vertretern 
von Umwelt-und Bauernverbänden und 
Vertretern, der mitten im Wahlkampf ste-
henden Parteien sollte der Bauerntag der 
Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirt-
schaft (AbL) Bayern werden. Zu Beginn 
hielt Pater Josef Stöckl unter freiem Him-
mel eine nachdenkliche Messe. Besonders 
betonte er die Notwendigkeit, die eigenen 
Konsumwünsche den Interessen der Kin-
der und ihrer Zukunftsperspektiven unter-
zuordnen. Begleitet wurde die Messe vom 
Chor „David“ unter der Leitung der  AbL-
Landesvorsitzenden Edith Lirsch.
Zum Glück begann der Regen erst am 
Ende der Messe. Die angrenzende Halle 
mit Tischen und Bänken bot den 400 Be-
suchern ausreichend Platz. Während man 
sich mit Bier und Schweinsbraten ver-
sorgte, stimmte die AbL-Landesvorsitzende 
mit einer temperamentvollen Rede auf die 
Podiumsdiskussion ein. Ihr zentraler Kri-
tikpunkt: die Gentechnik. Edith Lirsch 
kritisierte, dass die Staatsregierung ver-
suche, die Entscheidung über ein Verbot 
der Gentechnik auf die Kommunalebene 
zu verlagern. Damit werde  statt einer ein-
heitlichen Regelung für den gesamten Frei-
staat der Konflikt in die Dörfer  und Kreise 
getragen.

zende Produktion.“ Damit bezog er sich 
insbesondere auf den verstärkten Umbruch 
von Dauergrünland für den Maisanbau 
zur Biogasproduktion.
Friedrich Wilhem Graefe zu Baringdorf 
zeigte sich angenehm überrascht, wenn er 
feststellte, dass die bäuerliche Landwirt-
schaft nahezu über Nacht weltweit, bis 
hinein in wissenschaftliche Kreise, eine en-
orme Wertschätzung erfährt. Gleichzeitig 
aber stellte er fest, dass die vorherr-
schenden Strukturen oftmals von Bäuer-
lichkeit noch weit entfernt sind. Die EU 
importiert jährlich 30 bis 50 Mio. Tonnen 
Futtermittel vor allem aus Südamerika. 
„Unsere Kühe weiden am Rio Plata“, 
stellte der AbL-Vorsitzende fest, „mit der 
Zerstörung bäuerlicher Strukturen wird 

riesige Produktion und immer niedrigere 
Löhne.“ Viel mehr müsse man überall re-
gionale, faire Strukturen schaffen. Auf-
grund der lokalen Gebundenheit landwirt-
schaftlicher Betriebe sieht Kreisel-Dörfler 
eine Notwendigkeit von internationalen 
Handelsstrukturen.
Der Grüne Spitzenkandidat Sepp Daxen-
berger sah vor allem bei den Exporten 
Handlungsbedarf: „Exporterstattungen 
sind subventionierte Unvernunft.“ Um 
dann die Weltbank ins Visier zu nehmen, 
die mit ihrer Praxis bei der Kreditvergabe 
Auflagen macht, die zwangsläufig zu dau-
erhaften Abhängigkeiten der kreditneh-
menden Länder führt. Darüber hinaus 
kritisierte er vor allem den europäischen 
Import von Futtermitteln, vor allem aus 

AbL-Bauerntag in Wiesmühl an der Alz
Kurz vor der Bayernwahl schaute man weit über die Grenzen des Freistaates hinaus

von li: Albert Dess, Rodolf Kühn, Sepp Daxenberger, Wolfgang Kreissel-Dörfler, Hubert Aiwanger 

Das Podium war mit zehn Teilnehmern 
üppig besetzt. Mute Schimpf von Misereor 
kritisierte den Agrarexport und fragte 
„Was soll bayerische Milch in Burkina 
Faso?“ Derartige subventionierte Exporte 
zerstören die lokalen Strukturen und schaf-
fen Abhängigkeiten. Gefordert seien statt-
dessen vielmehr Projekte zur Förderung 
der lokalen Strukturen, die der Selbststän-
digkeit dienen. Der Vorsitzende des Bund 
für Umwelt und Naturschutz (BUND) Hu-
bert Weiger forderte: „Wir brauchen eine 
bäuerliche, nachhaltige, den Boden schüt-

weltweit viel Geld verdient.“ Die derzei-
tige Renaissance der bäuerlichen Land-
wirtschaft führte zu Baringdorf auf die 

inzwischen sichtbare 
Zerstörung der Lebens-
grundlagen durch eine 
industrielle,  globalisierte 
Landwirtschaft zurück.
Während sich die Zuhö-
rer im Saal den Schwei-
nebraten mit Knödeln 
schmecken ließen, waren 
jetzt die bayerischen Lan-
despolitiker auf dem Po-
dium gefragt. Missfallen 
rief die kurzfristige Ab-
sage von Landwirt-

schaftsminister Miller beim Publikum her-
vor. Stattdessen war Albert Dess, Europa-
abgeordneter der CSU, gekommen. Er 
betonte, mit Blick auf den anstehenden 
Health-Check, dass die Ausdehnung der 
Milchquote von seiner Fraktion einhellig 
abgelehnt werde. Deutlich war seine Kritik 
an der Welthandelsorganisation (WTO): 
„Die WTO ist an vielen Ungerechtigkeiten 
schuld. Wir brauchen faire Bedingungen.“ 
Auch für die SPD war mit Wolfgang Krei-
sel-Dörfler ein Europaparlamentarier nach 
Wiesmühl gekommen: „Wir wollen keine 

Südamerika, sowie die Subventionierung 
und das anschließende Dumping der be-
wussten Überproduktion.
Dass die Ernährungssicherung nur durch 
kleine Strukturen gesichert werden kann,  
betonte Hubert Aiwanger von den Freien 
Wählern: „Ziel der Agrarpolitik muss es 
sein, sich aus den vielseitigen Abhängig-
keiten und Verpflichtungen zu lösen.“
Große Zustimmung, nicht nur des Publikums, 
bekam der Vorsitzende des Bundesverbands 
Deutscher Milchviehhalter, Romuald Scha-
ber, für seine Positionen zur Ausgestaltung 
der Milchpolitik: der Beibehaltung der Milch-
quote, einer Aufhebung der Saldierung und 
der Änderung des Umrechnungsfaktors.
Das Podium war groß und die Zeit knapp. 
Dennoch, die Gentechnik durfte gerade in 
Bayern nicht fehlen. Alle derzeit in Bayern 
nicht regierenden Parteien erteilten den 
manipulierten Organismen eine klare Ab-
sage. Allein Herr Dess von der CSU sah, 
dass die Frage nach der Gefährlichkeit, ei-
ner wissenschaftlichen Klärung bedürfe.
Friedrich Wilhelm Graefe zu Baringdorf 
verdeutlichte, dass schon die jetzige 
Rechtslage ermöglicht, gentechnikfreie 
Länder zu schaffen. Dies gelte auch für 
Bayern, ganz unabhängig von der anste-
henden Landtagswahl. mn

v. li.: Hubert Weiger, Romuald Schaber, Mute Schimpf, Friedrich Wilhelm Graefe zu Baringdorf, Ulrich Jasper
 Fotos: Remmelberger
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« Oui aux petits 

producteurs » 
Die französische Groß-

molkerei Sodiaal ver-
marktet unter dem Label 

„Ja zu kleinen Bauern“ 
gezielt die Milch von Bio-
bauern aus benachteilig-
ten Gebieten. Laut agri-

holland bietet Sodiaal 
den Bauern eine Prämie 

in der Umstellungszeit 
und einen höheren 

Milchpreis. Die Genossen-
schaftsmolkerei will mit 
der neuen Marke ihren 
Marktanteil gegenüber 

den bisher stärkeren 
Marken privater Milch-

verarbeiter erhö-
hen. pm

�



Die Mehrheit der Schweizer Milchpro-
duzenten spricht sich für eine Steue-

rung der Milchmengen aus. In einer Um-
frage der Organisation Schweizer Milch-
produzenten (SMP) vom September 2008 
waren 84,3 Prozent von 12.000 befragten 
Milcherzeuger der Meinung, dass eine na-
tionale Koordination und Angebotsbünde-
lung die Marktposition der Milchprodu-
zenten stärke. 80,7 Prozent der Befragten 
wollen eine Organisation, die Menge und 
Preis für die Molkereimilchproduzenten 
auf nationaler Ebene aushandelt. Insge-
samt gibt es in der Schweiz ca. 27.500 Mil-
cherzeuger.

Bis zu 20 Prozent Preisverfall
Hintergrund der Umfrage ist, dass der 
Milchpreis in der Schweiz seit Beginn der 
Übergangsregelung zum Ausstieg aus der 
Quote stark gefallen ist. Die staatliche 
Milchquotenregelung wird zum 1. Mai 
2009 enden.  Seit der Einführung des 
Übergangssystems habe sich die produ-
zierte Milchmenge in der Schweiz enorm 
erhöht, berichtet Martin Haab, Präsident 
der Schweizer Bäuerlichen Interessen-
gruppe für Marktkampf (BIG-M). Im er-
sten Jahr (2006) stieg die Milchmenge in 

individuell aus der staatlichen Quotenre-
gelung auszusteigen. Entscheidet er sich 
für den Ausstieg, muss er sich einer Erzeu-
gergemeinschaft anschließen. „Inzwischen 
gibt es 40 derartige Organisationen mit 
zwischen einigen Millionen bis zu 300 
Mio. Tonnen Milch. Insgesamt etwa 80 
Prozent der schweizerischen Milch. 

Fiasko durch Ausnahmen 
Wenn ein Milcherzeuger aus dem staatlichen 
Quotensystem aussteigt, so Haab, wird des-
sen Einzelquote der Erzeugergemeinschaft 
zugesprochen, in die dieser eintritt. Damit 
sollte kein Liter mehr an Milch auf den 
Markt kommen, als bisher. Die staatliche 
Milchquote wird eins zu eins in eine private 
Quote umgewandelt. Aufgrund einer 
Sonderregelung kam es zu einer enormen 
Mehrproduktion. Will eine Erzeugergemein-
schaft ein innovatives Produkt für den Ex-
port herstellen und verfügt nicht  über die 
dafür nötige Milchmenge, kann sie beim 
Bundesamt einen Antrag auf Mehrmenge 
stellen. Das Bundesamt kann dann diese 
Mehrmenge bewilligen. „Die Entscheidung 
für mehr Quote ist freiwillig“, so Haab. Die 
ausgeschriebene Mehrmenge werde dem 
Milcherzeuger allerdings schlechter bezahlt. 

Erst nach 100 % angelieferter 
„Billigmilch“ wird die restliche 
„ursprüngliche“ Quote ausbe-
zahlt. Das bedeutet, dass ein 
Landwirt nur den höheren Preis 
erhalte, wenn er seine Quote 
voll ausschöpfe.  Martin Haab 
befürchtet, dass sich bei einem 
weiteren Zuwachs der Sonder-
mengen die gesamte Milch-
menge in der Schweiz um etwa 
10 Prozent bis zum Auslaufen 
im nächsten Jahr erhöhen wird.  
„Die Produktionsorganisati-
onen haben ihren Landwirten 
gesagt, sie sollen produzieren“, 
so Haab. Wer jetzt zusätzliche 
Milchmengen produziere, werde 
die Lieferrechte auch nach 2009 

weiter bezahlt bekommen, wurde den Bau-
ern versprochen.

Mengensteuerung in Bauernhand
Ziel des BIG-M gemeinsam mit der SMP 
ist die Einrichtung einer nationalen Koor-
dinationsstelle in privater Hand, die bei 
Preis und Menge ein Mitspracherecht hat. 
„Das Mengensystem muss in die Hände 
der Bauern gelegt werden“, fordert Haab.  
Die Regelung müsse am Markt ausgerich-
tet sein. Auf gelieferte Milchmenge solle 
vom Produzenten, je nach Marktlage, eine 
Abgabe gezahlt werden. Mit diesem Sy-
stem könnten stabile Milchpreise erreicht 
und eine Überproduktion verhindert wer-
den. mh

Großmolkereien 
Die 10 größten deutschen Molkereien nach verarbeiteter Milch-
menge (Mrd. kg 2006) hat der Milchindustrieverband aufgelistet: 
An der Spitze die Nordmilch mit 4,2 Mrd. kg, gefolgt von der 
Humana Milchunion (2,5), Hochwald (1,8), Müller (1,7), Campina 
(0,9), Milchunion Hocheifel (0,9), Omira/Neuburger (0,8), Meggle 
(0,8), Zott (0,8) und Goldsteig (0,7). Aus den 2007 in Deutschland 
verarbeiteten 28,7 Mrd. kg Milch wurden zu 45 % Käse, zu 32 % 
Konsummilch und Frischprodukte und zu 18 % Dauermilcherzeug-
nisse, 6 % gingen in den Milchexport. pm

MRSA-Gefahr für Tierhalter 
MRSA-Bakterien sind äußerst gefährlich, weil diese Hautbakterien, 
die von vielen Menschen unerkannt weiterverbreitet werden, 
gegen sämtliche Antibiotika resistent geworden sind und nicht 
mehr wirken. Sie verbreiten sich zunehmend auch in Krankenhäu-
sern, wo sie bei immungeschwächten Patienten lebensgefährliche 
Infektionen der Wunden, Blutvergiftungen oder Lungenentzün-
dungen verursachen (jährlich 35.000 Infektionen und 1.500 Todes-
fälle). Tierhalter gelten als besonders gefährdet, seit sich in 40 bis 
70 Prozent der Tierbestände ein besonderer schweinespezifischer 
Bakterienstamm herausgebildet hat. In holländischen Krankenhäu-
sern gelten für diese Personengruppe bereits besondere Aufnahme-
bedingungen mit Isolierung und Untersuchung. Der niederländische 
Branchenverband Vieh und Fleisch bezuschusst laut top agrar der-
zeit ein Forschungsprogramm zum Einsatz von bakterienvernichten-
den Viren. Die EU hat eine Untersuchung zum Vorkommen in 
Schweinebeständen auch in Deutschland veranlasst, deren Ergebnis  
Ende 2008 vorliegen soll. pm

Melamin und Nestlé
Chinesische Behörden meldeten mehr als 50.000 Fälle von Erkran-
kungen durch verseuchte Milchprodukte für Säuglinge. Die vorsätz-
lich beigemischte Chemikalie Melamin soll einen höheren Eiweißge-
halt vortäuschen. Neben mehr als 20 chinesischen Herstellern steht 
auch die skandinavische Genossenschaft Arla unter Verdacht. Nach 
Angaben der chinesischen Regierung seien auch in dem Nestlé-Pro-
dukt „Dairy Farm Pure Milk“ geringe Spuren der giftigen Chemika-
lie entdeckt worden. Dabei handele es sich um ein Produkt für die 
Gastronomie, dass nicht von Kleinkindern getrunken werden sollte, 
sagte ein Konzernsprecher von Nestlé. Laut Nestlé Deutschland ent-
halte kein Nestlé Baby-Milch-Produkt, das in Deutschland auf dem 
Markt sei, mit Melamin verunreinigte Rohstoffe. „Allerdings kön-
nen Spuren, die überall vorkommen, und deutlich unter den Grenz-
werten liegen, nicht ausgeschlossen werden.“
Die chinesische Regierung fordere nun lokale Behörden auf, grund-
legende Änderungen im Milchmarkt und bei Molkereiprodukten 
herbeizuführen. Es solle sichergestellt werden, dass die Bevölke-
rung mit ausreichend heimischen Produkten versorgt werde. Der-
weil wird berichtet, dass chinesische Händler nach Milchpulver aus 
europäischer Produktion nachfragen. mh
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Schweizer für Milchmengensteuerung
Seit dem Ausstieg aus der Quote ist der schweizer Milchpreis unter Druck
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der Schweiz um etwa 2,5 Prozent. Im zwei-
ten Jahr (2007) kamen etwa 6 Prozent 
mehr Milch auf den Markt. „Die Milchin-
dustrie hat bereits angedroht, zum 1. Ja-
nuar 2009 den Milchpreis um mehr als 6 
Rappen (3,7 Cent) zu senken“, so Haab. 
Es sei ein Milchpreisverfall von 15 bis 20 
Prozent abzusehen, so seine Einschät-
zung.

„Sanfte“ Bauchlandung
Als „sanften Übergang“ zum Auslaufen 
der staatlichen Mengenregelung hatte das 
schweizerische Bundesamt für Landwirt-
schaft (BLW) die Übergangsregelung ver-
ordnet. Jeder Produzent hatte die Möglich-
keit, zum Stichtag 1. Mai vorzeitig und 

Martin Haab mit seinen Kühen im schweizer Schürmatt
 Foto: Haab



sten Jahrzehnten wird vor allem durch 
den vermehrten Einsatz von Kunstdün-
gern zu einem weiteren Anstieg der 
Lachgasemissionen führen.
Betrachtet man die Ursachen der Treib-
hausgasemissionen, so lässt sich zwi-
schen den beiden Quellen Tierhaltung 
und Pflanzenbau unterscheiden. In 
Deutschland ist der Pflanzenbau nach 
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Schweine abschaffen! Rindermast 
einstellen! Kuhzahl reduzieren! Das 

muss das Ergebnis sein, wenn man die 
Landwirtschaft klimaverträglich ma-
chen will. Aber dabei bleibt es nicht.  
Weniger Mineraldünger, Wiederver-
nässung von Moorböden und ein Ver-
zicht auf Importfuttermittel wie So-
jaschrot.

Berechnungen des Instituts für ökolo-
gische Wirtschaftsforschung für 29 Pro-
zent der landwirtschaftlichen Treibhaus-
gase verantwortlich. Diese stammen zu 
einem wesentlichen Teil aus der land-
wirtschaftlichen Nutzung von Moorbö-
den, sowohl als Ackerbaustandort 
(46 %) als auch in der Grünlandnutzung 
(39 %). Der entscheidende Faktor in 
beiden Fällen ist die vorangehende Ent-
wässerung der Moorböden, die in der 

Das vom Deutschen Bauernverband 
immer wieder gern gezeichnete Bild 
von der Landwirtschaft als einer Koh-
lenstoffsenke ist falsch. Allein ge-
schickte Rechenmodelle lassen immer 
wieder derartige Zeitungsenten entste-
hen. So wird beispielsweise das in Nah-

Klimaneutral ackern
Auch die Landwirtschaft produziert Treibhausgase. Höchste Zeit nach konstruktiven Lösungen zu suchen

In der Tierhaltung fällt der besonders 
hohe Ausstoß an Treibhausgasen durch 
die Wiederkäuer auf. Hierbei sind es 
neben geringeren  Mengen bei Schwei-
nen und Geflügel vor allem Rinder, die 
erhebliche Mengen an Treibhausgasen 
freisetzen (Siehe Grafik). Innerhalb der 
Rinder sind Milchkühe plus Nachzucht 
für 71 Prozent der Treibhausgasemissi-
onen verantwortlich. Mutterkühe, 
Deckbullen und Masttiere für 29 Pro-
zent.

Intensivierung bringt Vorteile
Der naive Klimaretter fordert die Ein-
stellung jeglicher Form der Landwirt-
schaft und entzieht sich selbst damit die 
Daseinsberechtigung. Doch auch wenn 
man sich mit differenzierterem Blick 
der Materie widmet, stolpert man über 
unerwartete Ergebnisse. So kommen 
die Klimastudien beispielsweise zu dem 
Schluss, dass insbesondere eine inten-
sive Stallhaltung bei Schweinen und 
Rindern auf Spaltenböden wesentliche 
Vorteile im Bezug auf die Freisetzung 
von THG bedeuten kann. Ebenso ver-
ändert sich die Bilanz eines Liters Milch 
positiv, wenn die Kuh anstatt 7.000 
Litern zehn- oder besser noch zwölftau-
send Liter gibt. Doch, und auch das 
Merken die Autoren der Studie des In-
stituts für ökologische Wirtschaftsfor-
schung an, es gibt neben dem Kli-
maschutz verschiedene andere Fak-
toren, allen voran der Tierschutz, die 
berücksichtigt werden müssen, will 
man nicht gleich die nächsten Problem-
felder betreten.

rungspflanzen gespeicherte CO² positiv 
in Rechnung gestellt. Allerdings wird 
dies spätestens beim Verzehr wieder 
freigesetzt. Der Anbau von Nahrungs-
mitteln kann also im optimalen Fall 
CO²-neutral sein. Ähnliches gilt für die 
Forstwirtschaft. Neu angepflanzte Wäl-
der binden über viele Jahre hinweg 
mehr CO² als die Verrottung von Blät-
tern freisetzt. Ist der Wald in einer sta-
bilen Struktur angekommen, wie sie in 
natürlichen Urwäldern zu finden ist, 
stellt sich im Ökosystem ein Gleichge-
wicht, CO²-Neutralität ein. Der Holz-
einschlag wiederum, insbesondere 
wenn das Holz zur Energiegewinnung 
genutzt wird, führt zur Freisetzung von 
Treibhausgasen.

Nichts als Zahlen
Die Frage nach dem Anteil der Treibh-
ausgase aus der Landwirtschaft ist nicht 
ganz neu. Inzwischen gibt es eine statt-
liche Zahl wissenschaftlicher Untersu-
chungen. Ein grundlegendes Problem 
ist die Komplexität der landwirtschaft-
lichen Produktion und damit die Ab-
grenzung der jeweiligen Studie. Müssen 
die Sojaimporte in die Klimabilanz der 
deutschen Landwirtschaft einfließen? 
Berechnet man bei einer Düngebilanz 
auch die Verluste bei der Herstellung 
mit ein? Wie geht man mit der Bilanz 
von Nahrungsmitteltransporten um? Es 
gäbe noch viele weitere Fragen, die sich 
schon allein aus der Verschiedenheit 
der  Betriebe ergeben. Aber auch wenn 
die Zahlen zum Teil deutlich variieren, 
der Grundtenor ist überall gleich. Land-
wirtschaftliche Produktion führt zum 
Anstieg der Treibhausgase.

Verbesserungen
Es gibt verschiedene Möglichkeiten die 
Klimabilanz der Landwirtschaft in der 
Praxis zu verbessern. Moorböden aus 
der Bewirtschaftung nehmen, oder zu-
mindest in extensives Grünland um-
wandeln. Dem Humusaufbau sowohl 
im Acker als auch im Grünland kommt 
als echter CO²-Senke erhebliche Bedeu-
tung zu. Bei der Tierhaltung ist es vor 
allem ein gutes Management der Dün-
gelagerung, welches die Bilanzen posi-
tiv beeinflussen kann.  Besonderes Au-
genmerk ist hierbei der Vergärung in 
Biogasanlagen zu schenken. Neben der 
Reduktion von THG würde gleichzeitig 
Energie produziert.
Es ist an der Zeit sich der Thematik of-
fen zu stellen, weiter zu forschen und 
praktikable Lösungen aus dem Berufs-
stand heraus zu entwickeln.

mn

Immer wieder blitzt der Vorwurf auf, 
die Landwirtschaft sei einer der größ-
ten Verursacher von Klimagasen. Und 
reflexartig wird widersprochen. Dabei 
ist die Faktenlage ziemlich eindeutig. 
Weltweit werden zwischen 5,1 und 6,1 
Gt (1Gigatonne (Gt) = 1.000 Millionen 
Tonnen) CO²- Äquivalente von der 
Landwirtschaft freigesetzt, so eine von 
Greenpeace  beim britischen Wissen-
schaftler Pete Smith in Auftrag gege-
bene Studie. Gemessen an den gesam-
ten weltweiten Treibhausgasen hat die 
Landwirtschaft einen Anteil zwischen 
10 und 12 Prozent. In Deutschland 
liegt der Anteil, der aus der Landwirt-
schaft stammenden Klimagase nach 
Auskunft des Deutschen Bundestages 
bei 13,3 Prozent. 
Neben CO² (42 %), das als Bemes-
sungsgrundlage der Klimagase dient, 
sind es vor allem die landwirtschaft-
lichen Freisetzungen von Lachgas 
(41 %) und Methan (12 %) die zur ne-
gativen Bilanz beitragen. Die Klimare-
levanz von Methan liegt 23 mal höher 
als die von CO², die von Lachgas über-
steigt sie sogar um das 192 fache.  
Lachgas, so wird deutlich, ist in beson-
derer Weise klimaschädlich. Es wird 
vor allem durch übermäßigen Dünge-
mitteleinsatz freigesetzt. Aber auch die 
Verrottung organischen Materials, 
Mist und Gülle können zur Lachgas-
freisetzung führen. Eine schon jetzt ab-
zusehende weitere Intensivierung der 
weltweiten Landwirtschaft in den näch-
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Rinder Schweine Pferde Geflügel andere Tiere

CH4 aus der Verdauung CH4 und N2O aus dem Wirtschaftsdünger-Management

Folge zu einer fortwährenden Minerali-
sation des organischen Materials führt. 
Eine, auch aus naturschutzfachlicher 
Sicht wünschenswerte Wiedervernäs-
sung dieser Flächen und eine extensive 
Weidenutzung würden zu einer Verbes-
serung der Klimabilanz führen.

Austoß von Klimagasen (Methan und Lachgas) durch die Tierverdauung Grafik: IÖW

Landwirtschaft muss für Klimafreundliche Lösungen ackern © BLE Bonn, Dominic Menzler
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Für eine Stärkung der bäuerlichen Biogaserzeugung Foto: Jasper

Kühe: Produzieren Milch, Energie und Klimagase. Foto :Herzog

Die Stimmung ist wieder besser un-
ter den einst auch schon als „Öl-

scheichs von morgen“ gehandelten Bi-
oenergie-Bauern. Nach der Euphorie 
jener Zeit vor zwei Jahren, als die Bio-
energie rosarote Wirtschaftsperspektive 
und die Rettung des Weltklimas gleich-
zeitig waren, folgte mit dem – auch 
durch den verstärkten Biomasseanbau 
– weltweiten Anstieg der Getreidepreise 
im vergangenen Jahr und der zumindest 
für den Agrospritbereich negativen 
Tank-oder-Teller-Debatte die Ernüch-
terung auf dem Fuße. Agrosprit war 
nicht mehr politisch korrekt und Biogas 
nicht mehr wirtschaftlich – und dass, 
wo gerade Biogasanlagen wie Pilze aus 
dem Boden schossen. Das Getreide-
preishoch blieb allerdings nur von kur-
zer Dauer, hinzu kommt der enorme 
Anstieg der Düngemittelpreise. „Das 
Substrat was aus der Anlage wieder 
raus kommt, hat nun einen enormen 
Wert“, erklärt Bauer Martin Schulz, 
Biogasanlagenbetreiber mit einer 385 
Kilowattanlage im niedersächsischen 
Wendland. Das mache es nun auch 
wieder für nicht Biogasanlagenbesitzer 
attraktiv, Mais als Biomasse anzubauen 
und vertraglich an eine Anlage in der 
Nachbarschaft zu binden. „Noch im 
Frühjahr war es schwierig überhaupt 
Bauern zu finden die für mich anbauen, 
und nun wollen sie gern Fünf-Jahres-
Verträge“, bestätigt auch Schulz‘ Nach-
bar Horst Seide. Er gibt „seinen“ An-
bauern das Substrat günstig ab und 
stellt damit sicher, dass an der Nähr-
stoffversorgung des Maises nicht ge-
spart wird. „Biogas vernichtet keine 
Nährstoffe, es muss kein Dünger von 
sonst wo hertransportiert werden“, 

nennt er weitere positive Aspekte. Der 
Biogaspionier hat gerade eine neue An-
lage in Betrieb genommen, mit 680 Ki-
lowatt. Damit gehört er schon nicht 
mehr in die Kategorie der kleinen 
Hofanlagen und hat einen erheblichen 
Maishunger. Noch kompensiert im 
Wendland das Aufgeben der Bullenmä-
ster und Milchviehhalter und ihrer Fut-
termaisproduktion den Biomasse-Mais-
anbau. Martin Schulz findet es aber 
sinnvoll, dass die Baugesetzgebung An-
lagen landwirtschaftlicher Betriebe ei-
gentlich auf 500 Kilowatt begrenzt, 
„sonst haben wir hier nur noch Mais 
und dann haben wir ein Problem.“ 

Das neue EEG
Auf die Schwierigkeit, das der ener-
giereiche Mais eine neunmal höhere 
Gasausbeute bringt als das Vergären 
von Gülle oder Mist, wurde nun auch 
im neu beschlossenen und zum 1. Ja-
nuar 2009 in Kraft tretende Erneuer-
bare Energien Gesetz (EEG) eingegan-
gen. Der sogenannte Güllebonus wird 
als Aufschlag auf die die Grundvergü-
tung von 11,67 Cent (für bis 150 Kilo-
watt-Anlagen und 9,02 Cent für bis 
500 Kilowatt) nur gezahlt, wenn der 
Gülle oder Mistanteil im Gärbehälter 
30 Prozent der Masse ausmacht. Zu-
sätzlich gibt es auch ihn nur gestaffelt, 
das heißt Anlagen bis 150 Kilowatt 
Leistung bekommen 4 Cent pro Kilo-
wattstunde, Anlagen bis 500 Kilowatt 
erhalten noch 1 Cent. Damit sollen vor 
allem die bäuerlichen Hofanlagen ge-
stärkt werden. Auch das trägt zur Stim-
mungsaufhellung in der Branche unter 
den Bäuerinnen und Bauern bei. Bernd 
Voß, Anteilseigner an einer 500 Kilo-

wattanlage und im AbL-Bundesvor-
stand für das Thema Biogas zuständig, 
nimmt wieder einen erneuten Planungs-
zuwachs gerade dieser kleineren Anla-
gen war. Hinzu kommt, dass eine Bes-
serstellung der kleineren Anlagen auch 
zu einer positiven Entwicklung in der 

Biogas in bäuerlicher Hand bleibt. 
Zwar sieht auch er die Auswirkungen 
des neuen EEG positiv, zumal ja dort 
erstmals über die Förderung der Kraft-
Wärme-Kopplung, auch die Nahwär-
meerzeugung unterstützt wird. Trotz-
dem müsse man sich organisieren und 

Bauernhöfe statt Energiefabriken
Die Gemengelage aus Rohstoffpreisen und EEG sowie die Vision: Strom, Wärme und Gas aus bäuerlicher Hand

technischen Umsetzung führt. „Mittler-
weile haben sich die Hersteller doch 
gar nicht mehr mit so kleinen Anlagen 
befasst, das ändert sich jetzt“, so Voß. 
Technische Verbesserungen und mehr 
Lösungen von der Stange sollten dann 
den Bauherren zu Gute kommen, in 
Preis und Funktion. Voß hätte die För-
derung der bäuerlichen Biogaserzeu-
gung aber noch weiter gehen können, 
„auch der NaWaRo-Bonus, den Bio-
masseanbauer erhalten, hätte noch eine 
Staffel bei 150 Kilowatt haben müs-
sen.“ Und gerade vor dem Hintergrund 
der schwelenden Debatte über die Kon-
kurrenz von Biomasseanbau und Le-
bensmittelproduktion hätte man noch 
differenzierter das fördern können, was 
moralisch sauberes Gas produziert: die 
Vergärung von Rest- und Beiprodukten, 
von Naturschutzflächenauffwuchs etc. 
Voß lebt in einer Grünlandregion in 
Schleswig-Holstein, in der Tierhaltung 
aufgegeben wird und Grünlandflächen 
brachzufallen drohen. Damit droht 
aber auch ein Wertverlust des Bodens, 
den eine Nutzung als Biomasseproduk-
tionsfläche auffängt. Auch deshalb hat 
sich offenbar die örtliche Sparkasse an 
der Finanzierung der Anlage von Voß 
und seinen 13 Mitgesellschaftern betei-
ligt. 

In bäuerlicher Hand
Aber es geht um mehr als nur um den 
Erhalt von Bodenwerten. Wendländer 
Horst Seide will die Diskussion, wie 

das erzeugte Biogas noch effektiver 
nutzen, fordert er ein. Bei der Stromer-
zeugung verwende man nur 40 Prozent, 
das ist ihm zu wenig. Seide will die 
Bäuerinnen und Bauern doch noch zu 
den Ölscheichs von morgen machen 
und Treibstoff produzieren. Keinen Bi-
oethanol aus Getreide mit einem ver-
heerendem Wirkungsgrad und Hunger-
debatte sondern Biogas in Erdgasquali-
tät zum Antreiben von Gasautos. Eine 
entsprechende Aufbereitungsanlage 
und Tankstelle gibt es bereits im Wend-
land von einer bäuerlichen Genossen-
schaft vor Ort, Seide will nun selbst 
eine aufmachen. Und nicht nur er hat 
Interesse daran, auch die Energiekon-
zerne wollen einsteigen. „Denen bricht 
doch alles, auf was sie bisher im Agros-
pritbereich gesetzt haben, weg“, kon-
statiert Seide, „bäuerliche Strukturen 
müssten da in die Lücke.“ Sie könnten 
auch stärker noch in die Wärmeversor-
gung über Nahwärmenetze einsteigen, 
und die Netze dann irgendwann vernet-
zen … Natürlich sei es für die Politik 
viel schwieriger mit vielen Kleinen um-
zugehen als mit zwei Global Playern, 
aber man müsse es doch wenigstens 
diskutieren, so Seide. Aber stattdessen 
habe der Bauernverband nur die 
Schweinemäster im Blick. 

cs
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Folgen der Bankenkrise 
Der „Ernährungsdienst“ erwartet als Folge der globalen Finanzkrise 
„harte Zeiten für den internationalen Handel“, eine Tendenz zu 
höheren Eigenversorgungsraten und erschwerte Nahrungsmittelex-
porte aus der EU. Auf „den Märkten“ gebe es eine „Befürch-
tung“(!) vor einer „langfristigen Hausse für landwirtschaftliche 
Rohstoffe“. Für die „verbliebenen liquiden Investoren“ werde das 
mit Abstand interessanteste agrarwirtschaftliche Anlageobjekt 
künftig die landwirtschaftliche Nutzfläche sein, denn die verspreche 
hohe Renditen – „vielleicht gerade in Krisenzeiten“. pm

Maximal 15 Kilometer
Die aus Wirtschaftlichkeitsgründen gerade noch vertretbaren Trans-
portentfernungen für Schweinegülle betragen laut einer Kalkula-
tion von Professor Janinhoff (FHS Bingen) in top agrar 5/2008 maxi-
mal 15 Kilometer, für den Transport von Gärsubstrat zur Biogasan-
lage 15 bis 20 Kilometer. pm

Landmaschinen-Lieferfristen
Verknappungen und Preissteigerungen bei Stahl, Guss, Kautschuk 
oder Kupferkabel  haben auf dem deutschen Markt mit seinem 
Nachholbedarf an Agrarinvestitionen  zu extrem langen Liefer-
zeiten bei Treckern und Landmaschinen geführt. Auf manche Trak-
torentypen muss man länger als ein Jahr warten, bestimmte Tre-
ckerreifen, Hydraulikteile, Lager, Getriebe und Achsen waren und 
sind zeitweise gar nicht mehr verfügbar. Beo-
bachter bringen diese Engpässe auch in Ver-
bindung mit der Konzentration auf wenige 
Landmaschinen-Großkonzerne (zuletzt erst 
wurde der Erntemaschinenhersteller Welger 
von der niederländischen Lelygroup und der 
US-Firma Vermeer übernommen). Der Export-
anteil der deutschen Landtechnikbranche 
liegt derzeit bereits bei 74 %, und die Unter-
nehmen richten sich im Rahmen der Globali-
sierung noch weiter auf lukrativere Exportge-
schäfte, Produktions-Verlagerungen und die 
Eroberung neuer Märkte aus. Mögliche 
Erweiterungen hiesiger Werke sind nicht vor-
gesehen oder scheiterten z. B. bei Fendt bis-
her daran, dass die Agco-Konzernzentrale 
dafür erhebliche Zugeständnisse der Gewerk-
schaften bei den Arbeitszeiten verlangte. So 
sicher wie lange Lieferfristen bleiben deshalb 
auf längere Frist  kräftig steigende 
Preise. en

Diskussion um Ferkel-
kastration frischt auf
Wie schnell sich der Wind doch dreht: wäh-
rend noch vor wenigen Wochen Bauernver-
band und Schweinehalterverbände unisono 
verkündeten, es gebe keine praxistauglichen Möglichkeiten an der 
gängigen Praxis der Kastration männlicher Mastferkel zur Vermei-
dung des Ebergeruchs im Fleisch etwas zu ändern, bewegt man sich 
nun. Während die „Ferkelprotest“-Kampagne des deutschen Tier-
schutzbundes und das Umstellen des Markenfleischprogramms 
NEULAND auf die betäubte Kastration mit Schmerzmittelgabe das 
Thema in die Medien hievte, erntete es von den erwähnten Interes-
sensverbänden nur abfällige Kommentare. Nun haben verschiedene 
Handelsketten gefordert, für den Frischfleischbereich nur noch 
weibliche Tiere zu verwenden, um den Diskussionen zu entgehen, 
und schon bewegen sich die Verbände. In einem gemeinsamen 
Positionspapier von Bauernverband, der Interessengemeinschaft der 
Schweinehalter Deutschland (ISN) und dem Zentralverband der 
deutschen Schweineproduktion sprechen sich die Verbände für eine 
Schmerzmittelgabe vor der Kastration aus. Diese könne vom 
Schweinehalter selbst durchgeführt werden. Langfristig müsse man 
durch Sperma-Sexing und Ebermast mit zuverlässiger Geruchserken-
nung am Schlachtband ganz weg von der Ferkelkastration. cs
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Es geht um den Paragrafen im Bundes-
naturschutz-Gesetz, der die Aus-

gleichs- und Ersatzmaßnahmen bei „Ein-
griffen in Natur und Landschaft“ regelt: 
Leidet bei Baumaßnahmen die „Leistungs-
fähigkeit des Naturhaushalts oder das 
Landschaftsbild“ durch die veränderte 
„Gestalt oder Nutzung von Flächen“, 
dann ist durch einen Fachplan darzustel-
len, wie die unvermeidbaren Beeinträchti-
gungen durch „Maßnahmen des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege“ an 
Ort und Stelle wiederhergestellt (Aus-
gleich) oder das Landschaftsbild in der 
Nähe „landschaftsgerecht“ neu gestaltet 
wird (Ersatz). 
Bei den derzeitigen Abstimmungen zur 
Neuauflage des Umweltgesetzbuches wird 
vor allem von Seiten des Bauernverbandes 
behauptet, derartige Ausgleichsmaß-

zu erbringen. In den vergangenen Jahren 
ist allerdings auch den zuständigen Um-
weltbehörden klar geworden, dass Ersatz-
maßnahmen, die immer in regionaler Nähe 
zum Eingriff erfolgen sollen, massiv in 
landwirtschaftliche Strukturen eingreifen 
können. Insbesondere gilt dies in der Nähe 
von Ballungszentren, wo überdurchschnitt-
lich viel gebaut wird. Inzwischen wurden 
wertvolle Ackerböden generell von der Re-
gelung ausgenommen. Auf ihnen können 
keine Ausgleichsmaßnahmen mehr vorge-
nommen werden.
Die derzeitige Diskussion des Referenten-
entwurfs zum Umweltgesetzbuch III nimmt 
diese – Entwicklungen auf. Einige Forde-
rungen gehen sogar soweit, die so genannte 
Realkompensation durch ein Ersatzgeld, 
also den rein finanziellen Ablass, zu erset-
zen. Dies würde eine gänzliche Änderung 

des ursprünglichen Gedan-
kens des Umweltgesetz-
buches bedeuten. Gerade 
die direkte, praktische 
Kompensation von Eingrif-
fen wurde in der Vergan-
genheit von vielen Nach-
barstaaten kopiert und in 
deren nationale Gesetzge-
bung integriert.
Der Bundesverband der 
Landschaftsarchitekten 
stellt bezüglich des Flächen-
bedarfs fest, dass beispiels-
weise in Bayern nur 27 Pro-
zent der Kompensationen 
auf Ackerflächen stattfin-
den. In Hessen beträgt das 
Verhältnis von versiegelter 
Fläche zu Ausgleichsfläche 
max. 1:0,5 in der Regel 
liegt es bei 1:0,3.
In der Planungspraxis wer-
den Kompensationsmaß-

nahmen längst unter Nutzung von Flä-
chenpools und Ökokontos für den Natur-
schutz sinnvoll und die Landwirtschaft 
schonend realisiert. Der Verband der 
Landschaftsarchitekten geht bundesweit 
von ca. 600 Poolmodellen aus, in denen 
Ausgleichsmaßnahmen gesammelt und an-
geboten werden.
Neben den klassischen Modellen Streu-
obstwiesen, halboffenen Weideland-
schaften, Gehölzstreifen und Hecken sind 
in Zukunft aber auch andere Ausgleichs-
maßnahmen denkbar. So könnte auch die 
Umstellung von Flächen auf ökologischen 
Landbau als Ausgleichsmaßnahme aner-
kannt werden. Damit würde zum Einen 
der ökologische Landbau aufgewertet aber 
auch das Argument des Flächenentzugs 
der Landwirtschaft entkräftet.

mn 

Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen
Mit Obstbäumen gegen Flächenversiegelung

Obstbäume als Strukturelemente. Foto: BLE, Bonn/ Dominic Menzler

nahmen würden immer mehr landwirt-
schaftliche Flächen einer wirtschaftlichen 
Nutzung entziehen. Vor allem wertvolle 
Ackerböden würden standardmäßig in 
Streuobstwiesen verwandelt.

Rein Formal
In einem ersten Schritt wird die Wertigkeit 
der bebauten Fläche festgestellt. Je höher 
deren ökologische Wertigkeit eingestuft 
wird, desto mehr Ausgleich muss geleistet 
werden. Allerdings orientiert sich  der Aus-
gleich nicht nur an der Fläche, sondern 
auch an deren ökologischer Wertsteige-
rung. Wenn also eine Ackerfläche in eine 
Streuobstwiese umgewandelt wird, dann 
ist deren Kompensationskraft höher, als 
wenn die Obstbäume auf einer extensiven 
Wiese gepflanzt worden wären. Sprich, es 
bedarf deutlich weniger Ackerfläche als 
Wiese, um dieselbe Kompensationsleistung 
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Von gestern sei das Verhalten, bezie-
hungsweise von vor 100 Jahren, als 

die staatlich überwachte Sortenzulassung 
noch der Ernährungssicherheit diente, 
welches das Bundeslandwirtschaftsmini-
sterium im engen Schulterschluss mit dem 
Bundessortenamt (BSA) da vorführe. Und 
damit überhaupt nicht angepasst an die 
differenzierten Märkte von heute, konsta-
tiert Peter Röhrig vom Bundesverband 
ökologische Lebensmittelwirtschaft 
(BÖLW). Es geht vordergründig um ein 
Projekt, angeschoben noch unter dem rot-
grünen Bundesministerium mit Renate 
Künast, das jetzt einen schleichenden 
schwarzen Tod stirbt: die Förderung einer 
eigenständigen Pflanzenzüchtung für den 
ökologischen Landbau. Noch durch die 
grüne Ministerin wurde eine Studie beim 
ihr unterstellten Bundessortenamt in Han-
nover in Auftrag gegeben, in dem die Wir-
kungen, Vor- und Nachteile einer eigen-
ständigen Öko-Wertprüfung in der Zulas-
sung von neuen Pflanzensorten überprüft 
werden sollten. Der nun fertig gestellte Ab-
schlussbericht kommt zu der Auffassung, 
dass es keiner gesonderten Öko-Wertprü-
fung bedürfe. Die zuzulassenden Sorten 
sollten die normale Wertprüfung durch-
laufen und bestehen, schließlich brauche 
man auch im Ökolandbau generelle, ver-
lässliche Qualitäten, dann könne man – 
natürlich unter Erhebung zusätzlicher Ko-
sten – eine Ökoprüfung draufsatteln, so 
der Schluss des BSA. 

Landeskultureller Wert…
Die Vertreter des Ökolandbaus interpre-
tieren die Ergebnisse der Studie anders – 
sehen spezielle Öko-Qualitäten durch die 
konventionelle Prüfung untergepflügt – 
und ziehen generell die Wissenschaftlich-
keit der Untersuchungen in Zweifel. Der 
Öko-Getreidezüchter Karl-Josef Müller 
geht davon aus, dass kaum eine ökologisch 
gezüchtete Sorte in der konventionellen 
Wertprüfung bestehen würde, um dann 
überhaupt in die Zusatzprüfung kommen 
zu können. Entscheidende Hürde ist der 
Prüfungsgegenstand des sogenannten „lan-
deskulturellen Wertes“, der besagt, dass 
eine Neuzüchtung deutlich besser sein 
muss als all das, was bislang am Markt 
vorhanden ist. Bei Züchtungen für den 
ökologischen Landbau geht es aber häufig 
um sehr spezielle Eigenschaften von Sor-
ten, die auf die besonderen Gegebenheiten 
des Anbauverfahrens, welches ja nicht 
künstlich jeden Standortnachteil ausglei-
chen kann, Rücksicht nehmen. In einem 
konventionellen Prüfungsszenario fällt es 
ihnen entsprechend schwer zu punkten. 
Hinzu kommen die für die in der ökolo-
gischen Pflanzzüchtung tätigen Unterneh-
men kaum aufzubringenden Kosten von 

15.000 bis 20.000 Euro. In dieser Gemen-
gelage werden, wenig verwunderlich, bis-
lang kaum echte Ökosorten beim BSA 
angemeldet.

Ein bisschen öko
Auch die KWS engagiert sich als konven-
tioneller Pflanzenzüchter in der Ökozüch-
tung. Ihre Selektionen führen sie allerdings 
mindestens zur Hälfte unter konventio-
nellen Anbaubedingungen durch und kön-
nen sich damit rühmen, Zuchtlinien wei-
terzuentwickeln, die für beide Anbausy-
steme ein Gewinn sind. So schaffte denn 
ihre neu gezüchtete Ökomaissorte die kon-
ventionelle wie auch die Ökowertprüfung. 
Eine Selektion unter konventionellen Be-
dingungen kommt aber für die Überzeu-
gungstäter aus der Ökozüchterszene nicht 
in Frage, deshalb wollen sie für ihre Sorten 
– auch um zukünftig nicht allein Gentech-
firmen wie der KWS das Feld zu überlas-
sen – einen anderen Umgang durch das 
BSA. „Wir brauchen Sortenversuche, die 
gute Beschreibungen der Sorteneigen-
schaften für die Praxis produzieren, wir 
brauchen auch eine neutrale Stelle, die das 

organisiert, aber wir brauchen nicht die 
Bevormundung durch das Bundessorten-
amt, was marktfähig ist und was nicht“, 
erklärt Müller entschieden. Peter Röhrig 
vom BÖLW empfindet das momentane 
Verfahren als Ungleichbehandlung der bei-
den Anbausysteme, welches das Bundesmi-
nisterium angeblich eigentlich nicht will. 
Trotzdem bremse man dort das Bundes-
sortenamt nicht. Friedel Cramer, zustän-
diger Abteilungsleiter im BMVEL, sieht 
dazu keinen Grund. Schließlich sei das 
Ganze kaum relevant, es gebe fast keine 
Anmeldungen für eine Prüfung nach Öko-
kriterien und frage man die Ökobauern, so 
griffen sie fast immer zu den konventio-
nellen Sorten mit dem hohen Ertrag. Eine 
Abschaffung bestimmter Zulassungskrite-
rien würde seiner Meinung nach auch 
nicht den Effekt mit sich bringen, dass 

Die strengen Gralshüter vergangener Zeiten
Das Landwirtschaftsministerium und das Bundessortenamt machen es Ökozüchtern schwer

kleinere Züchter besser an den Markt 
kommen würden. Stattdessen würden Sor-
tenfortschritt und Mittelstand gefährdet. 
Und wenn es im Resteuropa so viel bessere 
Zulassungsbedingungen für neue Sorten 
kleinerer Züchter gebe, dann könne man 
das ja dort nutzen. 

…heiliger Gral
Das Kartoffelzuchtunternehmen Norika 
GmbH gehört nicht zu den kleinen Öko-
züchtern und hat trotzdem ähnlichen Frust 
mit dem Bundessortenamt. Hier guckt 
man tatsächlich zunehmend ins Ausland 
„um die rigide Struktur des BSA zu umge-
hen“, sagt Holger Junghans, Züchter bei 
Norika. Er kritisiert, dass die Anbauver-
suche und Sortenvergleiche des BSA „nur 
die halbe Wahrheit“ seien, trotzdem da-
von aber am Ende das Schicksal einer 
Neuzüchtung inklusive einiger zehntau-
send Euro abhänge. Da sei es dann völlig 
egal, ob es einen Markt für die Sorte gebe, 
sich die Industrie bereits interessiere – das 
Bundessortenamt stelle die Bauern als zu 
dumm dar, um selbst zu entscheiden, spiele 
sich als Hüter der Qualität auf und über-

haupt – der landeskulturelle Wert sei der 
heilige Gral. 
Ob der im übrigen Europa weniger heilig 
ist als in Deutschland, darüber streiten sich 
ebenfalls die Geister. Während Friedel 
Cramer vom BMVEL die Schwierigkeiten 
bei der Liberalisierung der Saatgutanerken-
nung als Bestärkung einer strengen Linie 
sieht, sprechen die Züchter von den begrü-
ßenswerten Deregulierungsbestrebungen im 
Zuge der anstehenden Überarbeitung des 
gemeinschaftlichen Sortenrechts und von 
den einfachen und kostengünstigen Ver-
hältnissen in zum Beispiel Österreich oder 
Holland. Für die großen Züchter mache es 
dort keinen Unterschied, ob es staatliche 
Gralshüter gebe oder nicht, so ihr Tenor. 
Die Kleineren allerdings hätten dort einen 
wesentlich einfacheren Zugang zu ihren dif-
ferenzierten Märkten.  cs

Landwirtschaftsministerium und Bundessortenamt bremsen Ökozüchtung aus Foto: © BLE/Bonn, Stefan

�
Monsanto- 
Klagen
Bis Ende 2007 hat der 
Saatgutkonzern Mon-
santo 21,6 Mio. US-Dollar 
an Schadensersatzansprü-
chen bei Bäuerinnen und 
Bauern gerichtlich gel-
tend gemacht, die – 
meist überführt durch 
die firmeneignen Privat-
detektive – Nachbau mit 
patentiertem Saatgut 
betrieben haben. Den 
weit größeren Teil der 
Auseinandersetzungen 
um Patentverletzungen 
regelt Monsanto außer-
gerichtlich mit den Bäue-
rinnen und Bauern und 
hat hier noch einmal 
über 200 Mio. US-Dollar 
erstritten. Immer wieder 
tauchen in den USA und 
Kanada Berichte von 
Bäuerinnen und Bauern 
auf, die niemals Nachbau 
betrieben haben, von 
Monsanto-Detektiven 
aber gedrängt und mit 
angeblichen Beweisen 
konfrontiert werden. Aus 
Angst vor der Macht des 
Großkonzerns und davor, 
von seinen Anwälten vor 
den Kadi gezogen zu 
werden, erklären sie sich 
meist schnell zu einer 
außergerichtlichen Eini-
gung bereit und zahlen 
die geforderte Entschädi-
gung. cs

�



  
  

  
   

Ne
uland

        F
l e i s c h

ohne
Gentechnik
ohne
Gentechnik  

  
  

   

Ne
uland

        F
l e i s c h



K
u

rz
es

 a
m

 R
an

d
e

10-2008 Gentechnik 17

Futtermittelnetzwerk – bitte melden!
Immer wieder erhalten wir Anfragen von Bäuerinnen und Bauern 
nach Bezugsquellen gentechnikfreier Futtermittel. Erfreulicherweise 
haben Berufskollegen schon zur Selbsthilfe gegriffen und Einkaufs-
gemeinschaften gegründet, um die Nachfrage zu bündeln und 
kostengünstige Bezüge zu gewährleisten. Unterstützen auch Sie 
andere Berufskollegen. Wir möchten einen Überblick über das 
gesamte Bundesgebiet erstellen, um so anfragenden Berufskolle-
gen weiter zu helfen. Deshalb rufen wir Futtermittel-Einkaufsge-
meinschaften auf, sich bei uns zu melden. Annemarie Volling, AbL, 
Tel: 04131/400720, mail: gentechnikfreie-regionen@abl-ev.de.

Bioland verklagt Schleswig-Holstein
Der Bioland-Landesverband verklagt das Land Schleswig-Holstein 
auf die Herausgabe von Informationen über Ackerstandorte, auf 
denen im vergangenen August versehentlich Gen-Rapssaatgut aus-
gebracht wurde. Saatgut der deutschen Saatveredlung AG in Lipp-
stadt war gentechnisch verunreinigt. Die Rückrufaktion startete erst 
nach der Aussaat auf einer Gesamtfläche von ca. 300 ha. Das Mini-
sterium verweigerte die Offenlegung der Standorte mit der 
Begründung, sie seien vertraulich. Das Land sei jedoch grundsätz-
lich verpflichtet, Informationen über die Standorte zugelassener 
Gen-Saaten in dem öffentlichen Standortregister zugänglich zu 
machen, so der Bioland-Verband. Er warnt vor den Gefahren des im 
Boden verbliebenen Gen-Raps, der bis zu zehn Jahre keimfähig 
bleibe.

Honig für Prinz Charles
Prinz Charles, der sich schon lange für ökologische Landwirtschaft 
einsetzt, kritisiert in einem Interview in der Zeitung Daily Telegraph 
die Agro-Gentechnik und multinationale Konzerne. Diese betrieben 
„ein gigantisches Experiment mit der Natur und der ganzen 
Menschheit, das völlig schiefgegangen ist.“ Jetzt rufen Imkerver-
bände ihre Mitglieder und Privatpersonen aus der ganzen Welt 
dazu auf, Prinz Charles in seiner Haltung unterstützen, die durch 
die Gentechnikindustrie massiv kritisiert werde. Als Ausdruck ihrer 
Unterstützung soll jeder dem britischen Thronfolger ein Glas Honig 
zusenden. mh

BT-Mais bringt keinen Ertragsvorteil
In einer Studie des sächsischen Landwirtschaftsministeriums wird 
der Anbau von gentechnisch verändertem BT-Mais mit konventio-
nellem Mais an verschiedenen Standorten verglichen. Im Ergebnis 
unterscheiden sich die beiden Varianten nicht voneinander, obwohl 
es zum Befall des konventionellen Maises mit dem Zünsler kommt, 
besteht kein entscheidender Einfluss auf den Ertrag. Für den Ertrag 
stehen anderen Faktoren wie der Standort und die Witterung im 
Vordergrund. Bei einer offensichtlich sehr positiven Annahme von 
nur geringen Mehrkosten, die der Anbau von GVO-Mais mit sich 
bringt, müsste allerdings ein gesicherter Mehrertrag von minde-
stens 3 Dezitonnen pro Hektar erzielt werden. Der kann aber auf-
grund der geringen Ertragsrelevanz nicht sicher garantiert wer-
den. cs

Der Niedersächsische Ministerpräsi-
dent Christian Wulff und Landwirt-

schaftsminister Hans-Heiner Ehlen (CDU) 
sind sich nicht zu schade, Pate der Gentech-
Industrie zu sein und Millionen in die Gen-
technikforschung und Akzeptanzbeschaf-
fung bei Schülern zu stecken. Ein beliebtes 
Argument ist die wachsende Weltbevölke-
rung und der Welthunger, denen man mit 
der Gentechnik begegnen müsse. Dabei ist 
spätestens seit dem Weltagrarbericht klar, 
dass Hunger ein Verteilungsproblem ist. 
Auch der niedersächsische Bauernver-
bandsvorsitzende Werner Hilse zieht es 
vor herum zu eiern, man müsse sich die 
Türen offen halten, aufgrund der „stren-
gen“ Haftungsregelungen sei es den Bau-
ern nicht zu empfehlen, GV-Mais anzu-
bauen. Bei Futtermitteln fordern die Bau-
ernverbandsvertreter die beschleunigte 
Zulassung von nicht zugelassenen GVOs 
und die Abschaffung der Nulltoleranz 
ebenjener. Sie wollen die Schwelle sogar 
auf 0,9% bei nicht zugelassenen GVOs 
setzen. Das ist nicht konform mit der EU-
Gesetzgebung. Anstatt zum Gesetzesbruch 
aufzufordern, sollte der Bauernverband die 
Interessen der bäuerlichen Basis vertreten, 
die ihre Märkte – nämlich die gentechnik-
freie Erzeugung – sichern will. 
Bäuerinnen und Bauern, Gärtner, Saat-
guterzeuger und Imker im Norden 
Deutschlands wollen nicht länger tatenlos 

abwarten, bis die Gentechnik-Industrie ihr 
Ziel erreicht und sich ihre Produkte ge-
wollt, ungewollt überall eingeschlichen 
haben. Sie wollen die Zukunft der land-
wirtschaftlichen Erzeugung selbst in die 
Hand nehmen. Über 1.000 Betriebe in 
Niedersachsen, Bremen und Hamburg ha-
ben deshalb in den letzten Wochen eine 
Selbstverpflichtungserklärung unterzeich-
net, dass sie auf ihrem Betrieb kein gen-
technisch verändertes Saatgut einsetzen. 
Außerdem fordern sie die Futtermittel-
werke auf, gentechnikfreie Futtermittel zu 
akzeptablen Preisen anzubieten. Unter-
stützt wird diese Initiative für ein gentech-
nikfreies Norddeutschland von derzeit 110 
Verarbeitungs- und Handelsunternehmen. 
„Auch Norddeutschland zeigt der Gen-
technikindustrie jetzt die Rote Karte“, so 
AbL-Bundesgeschäftsführer Georg Janßen 
zum Start der Initiative und fordert Bau-
ern, Gärtner, Saatguterzeuger, Imker und 
Unternehmen auf, die Initiative weiter zu 
verstärken. Ende des Jahres soll es eine 
Landkarte der gentechnikfrei erklärten Be-
triebe geben, um den Spielraum der Gen-
technik-Industrie weiter einzuengen. Infos 
beim Bündnis für gentechnikfreie Land-
wirtschaft Niedersachsen, Bremen, Ham-
burg, Annemarie Volling: 04131/400720, 
mail: gentechnikfreie-regionen@abl-ev.
de.

Annemarie Volling

Nun hat es doch nichts genützt: Selbst 
das vermeintlich klare Ja von CSU-

Bundeslandwirtschaftsminister Horst See-
hofer zu einem gentechnikfreien Bayern 
kurz vor der Landtagswahl, hat den weiß-
blauen Schwarzen nicht mehr die absolute 
Mehrheit verschafft. Die etwas merkwür-
dige Ansicht Seehofers, Bayern sei zu klein-
strukturiert für Gentechnik aber in Bran-
denburg könne man es machen, wurde 
eher mit einem irritierten Kopfschütteln 
quittiert, als mit Applaus. Auch das unter-
schiedliche Verhalten von CSU und CDU 
in München und Berlin (hier will man die 
Gentechnik verbieten, dort sie befördern) 
wurde von den gegnerischen Parteien, hin-
reichend ausgeschlachtet. Dabei sollte man 
nicht außer acht lassen, dass die SPD – nun 
sich als entlarvender Gentech-Kritiker dar-
stellend – ansonsten auch nicht immer so 
eindeutig Position bezogen hat. Entschei-
dend ist, wie es nun weitergeht. Kümmert 
Seehofer noch sein Geschwätz von gestern 
bzw. ist der Druck auf ihn groß genug, 
dass er sich tatsächlich ernsthaft für ein 
gentechnikfreies Bayern einsetzen wird? 
Dann kann er es in Berlin oder Brüssel mit 

Initiativen tun, die EU-Gesetzgebung so zu 
ändern, dass Regionen Gentechnik verbie-
ten können. Viel schneller umsetzbar wäre 
aber ein Gentechnik-Vorsorgegesetz nach 
dem Vorbild österreichischer Bundeslän-
der. Auch die mussten sich arrangieren mit 
einem bundesweiten Gentechnikgesetz, das 
von möglicher Koexistenz ausgeht und ei-
ner EU-Gesetzgebung, die es zumindest 
bislang nicht zulässt, Gentechnik auf dem 
Acker einfach zu verbieten. Nachdem der 
Europäische Gerichtshof Oberösterreich 
letzteres auch gerichtlich verboten hatte, 
entwickelten die österreichischen Bundes-
länder so strenge Kriterien für ihre Anstatt-
Verbot-nun-Vorsorge-Gesetze, dass diese 
de facto einem Anbauverbot gleichkom-
men. Wer Genpflanzen anbauen will, muss 
umfängliche Bewilligungen bei Gemeinde 
und Nachbarn einholen, sich gegen mög-
liche Schäden versichern und alles öffent-
lich machen. In der momentanen Stim-
mung in Österreich hat da niemand Lust 
dazu. In Bayern wäre das derzeit wohl 
kaum anders. Worauf wartet also die CSU, 
auf die nächste Wahl?

cs

Norddeutsche Rote Karte für Gentechnik
Initiative für ein gentechnikfreies Norddeutschland gestartet

Ge(he)n Bayern weiter?
Der Weg zur Gentechnikfreiheit ist da, es fehlt der Wille

Ein landwirtschaftlich ambitionierter Thronfolger Foto: Schievelbein
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Drei Kühe für täglich warmes Essen
Tansanische Kleinbäuerinnen trotzen dem Klimawandel

Ziemlich spontan, bin ich in diesem 
Frühjahr im Rahmen eines Kli-

maprojektes des Vereins für Entwick-
lungspolitik Niedersachsen e.V. (VEN) 
nach Tansania (Ostafrika) gereist. Viel 
Zeit zur Vorbereitung gab es nicht, 
zwischen internationaler Kartoffelta-
gung, Demoorganisation zum 12. Mai 
und Planet Diversity schnell die erfor-
derlichen Impfungen eingeholt und ei-
nen Reisepass organisiert – meine Fin-
gerabdrücke gibt’s jetzt behördlich 
festgehalten – wollte ich nie, aber egal. 
Ein paar gute Tipps von Freunden und 
Kollegen: Pass auf Dich auf, komm ja 
wieder und einfach mal „OHNE Gen-
technik“ im Kopf unterwegs sein (die 
haben leichtes Reden …). 
Aber schon am zweiten Tag war ich 
ganz draußen: Noch nie fand ich eine 
10-stündige Busreise so spannend. Raus 
aus der Hauptstadt Dar es Salam fuh-
ren wir über Morogoro nach Dodoma 
– 560 km, die es in sich haben. Ein-
drucksvolle, abwechslungsreiche Land-
schaften. Von sattem Grün bis zu kar-
ger Steppenlandschaft. Es war gerade 
drei Wochen nach Beginn der Trocken-
zeit – Erntezeit. Der Mais war schon 
braun, die Sonnenblumen reiften aus. 
Das erste Mal in meinem Leben, dass 
ich Sisal und Ground Nuts gesehen 
habe. Ansonsten wird vor allem Zu-
ckerrohr, Süßkartoffeln, selten „Irish 
potatoe“ (also unsere Kartoffel), Au-
berginen, Bohnen, Erbsen, Sorghum 
und Tomaten angebaut. In Über-
schwemmungsgebieten sogar Reis, das 
laugt aber den Boden aus. 
Ziel unseres Besuches war es, die Pro-
jektpartner/innen im VEN-Projekt 
„Frauen stärken. Klima wandeln!“ so-

und Bäume auf dem abschüssigen Land 
gepflanzt, um den Boden vor Erosion 
zu schützen. Ihre Tiere hat sie einge-
zäunt, um Fraßschäden und Bodenver-
dichtung zu vermeiden. Jetzt erzeugt sie 
mehr, als sie zum Leben braucht. Durch 
den Verkauf von Früchten konnte sie 
sich ein größeres Haus, eine kleine Bi-
ogasanlage und eine Wasserzisterne für 
die Versorgung der Tiere und der Bio-
gasanlage bauen. So hat sie ihr Leben 
nachhaltig geändert und verbessert. 
Zum Schluss unseres Besuchs hat uns 
die kleine energische Frau mit ihren 
Schätzen verwöhnt: kleine gebratene 
süßliche Mehlkuchen und Milchtee. 
Für die Reise hat sie uns frische Erd-
nüsse mitgegeben. Sie war dankbar, 
dass wir uns kennen gelernt haben, ge-
nau wie wir!
Schwester Mwasu ist eine Nonne, die 
aus gesundheitlichen Gründen aus ih-
rem Orden ausgestiegen ist und sich 
dann eine neue – kleinbäuerliche Exi-
stenz aufgebaut hat. Aber diese war 
bedroht, denn immer breiter werdende 
Gräben,  (durch Degradation) bzw. Ab-
trag von Boden durch in der Regenzeit 
strömende Wassermassen, trugen 
fruchtbares Land ab. Also begann sie 
die 30 bis 50 Meter (!) breiten Gräben 
an bestimmten Randstellen mit Elefan-
tengras gefolgt von Zuckerrohr zu be-
pflanzen, die die durchfließenden er-
heblichen Erdmassen auffangen und 
wieder anlanden. So konnte sie im 
Laufe von sechs Jahren ca. 4 Hektar 
Land zurück gewinnen, pflanzte 
Bäume, verbesserte die Bodenqualität 
und baute weitere Früchte wie Bana-
nen, Mais, Bohnen an, die sie teilweise 
verkauft.

Biogas als Entwicklungsschritt
Den letzten Tag verbrachten wir mit 
MIGESADO, diese Organisation enga-
giert sich v.a. im Bereich Biogas, Re-
genwassertanks und Baumpflanzungen. 
Allein der Bau einer kleinen Biogasan-
lage, die vom Dung von drei bis fünf 
Tieren gefüttert wird, versorgt einen 
Haushalt mit Gas zum Kochen und mit 
Licht. So können 3.000 kg Holz pro 
Jahr eingespart werden. MIGESADO 
trainiert einerseits die Menschen, die 
eine Biogasanlage bauen wollen, unter-
stützt sie aber auch finanziell. Die Ini-
tiatorkosten belaufen sich auf 800.000 
bis 1,1 Mio Tansanian Schilling TSh 
(100.000 TSh entsprechen ca. 58 €). 
Zum Vergleich: Ein Sack Feuerholz ko-
stet 10.000 bis 100.000 TSh und reicht 
für zwei bis drei Tage. Bei 800 Familien 
rund um Dodoma wurde mittlerweile 
eine Biogasanlage gebaut. So können 

Stammesvertreterinnen singen und trommeln ihre Botschaften beim afrikanischen Umwelttag 
in Itisue Foto: Volling

wie Land und Leute kennen zu lernen. 
Sind Klimaveränderungen bei der Be-
völkerung vor Ort schon spürbar? Wel-
che Auswirkungen hat diese insbeson-
dere auf die Situation der Frauen, die in 
der Regel für die Ernährung zuständig 
sind. Welche Maßnahmen ergreifen 
sie? Projektpartner in Tansania ist IN-
ADES Formation – eine pan-afrika-
nische Nichtregierungsorganisation. 
Arbeitsschwerpunkte von INADES sind 
die Förderung des traditionellen Wis-
sens. Kleinbauern sollen gestärkt wer-
den, für den eigenen Lebensunterhalt 
zu sorgen, zur Nahrungsmittelsicher-
heit beizutragen und die Umwelt zu 
schützen. Einige konnten wir kennen 
lernen. 

Bescheidener Wohlstand
Mama Bura zum Beispiel, eigentlich 
Lehrerin, aber noch nie hat ihr Ein-
kommen zum Leben gereicht, weshalb 
sie schon immer eine kleine Landwirt-
schaft betrieb. Das Land, auf dem sie 
lebt, war trocken, der Boden hat ein-
fach kein Wasser aufgenommen. Und 
er wurde immer karger, denn zusätzlich 
trägt der Wind die oberen Schichten 
ab. Also hat sie angefangen, den Boden 
aufzulockern und den Mist ihrer Tiere 
und Erntereste einzuarbeiten. Zwei 
Jahre lang, dann wurde der Boden wie-
der wasseraufnahmefähig und frucht-
bar. Auf ihrem Boden baut sie verschie-
dene Kulturen nebeneinander an – 
„multicropping“. Neben Kompost und 
Leguminosen pflanzt sie einen der Mi-
mose ähnlichen Baum, der Nährstoffe 
in den Boden einträgt – „lucina-tree“ 
wird er genannt. Außerdem hat sie 
kleine Dämme aufgeschüttet, Sträucher 

auch abends noch Mahlzeiten gekocht 
werden und die Kinder können im 
Dunkeln lesen und lernen, was ihnen 
ermöglicht, die höhere Schule zu besu-
chen, eine Ausbildung zu machen. Die 
Abhängigkeit vom Feuerholz bzw. Öl 
wird unterbrochen. 
Es war eine eindrucksvolle Zeit und 
eine tolle Gelegenheit, Land und Leute 
auf diese Art kennen zu lernen, zusam-
men mit zwei Frauen, die schon lange 
in der Entwicklungszusammenarbeit 
unterwegs sind, geduldig mit meinem 
Unwissen und meinen mangelhaften 
Englischkenntnissen. Innovators nennt 
INADES „seine“ Landsleute, die mit 
viel Engagement und Energie den kli-
matischen und teilweise auch persön-
lichen Schicksalsschlägen trotzen. 
Starke Persönlichkeiten, gezeichnet 
vom Leben, aber mit viel Herz, Kreati-
vität und Weitblick, die ihre „kleine“ 
Welt vor Ort verändern und damit 
auch im Großen wirken. Menschen, die 
sich trauen, neue Wege zu gehen, etwas 
auf die Beine stellen, auch wenn sie zu-
nächst im Dorf als „crazy woman“ an-
gesehen werden … aber sie haben eine 
Vision und dafür kämpfen sie!

Annemarie Volling

„Frauen stärken.
Klima wandeln!“ …
Frauen sind vom Klimawandel in beson-
derer Weise betroffen. In den internatio-
nalen Klima-Diskussionen findet sich ihre 
Perspektive aber nur selten. Das Projekt 
„Frauen stärken. Klima wandeln!“, das 
der Verband Entwicklungspolitik Nie-
dersachsen (VEN) in Kooperation mit der 
Stiftung Leben und Umwelt und in 
pädagogischer Verantwortung des Ver-
bands niedersächsischer Bildungsinitiati-
ven durchführt, wirkt dieser Situation 
entgegen. 
So setzen sich in Bolivien, Tansania und 
Deutschland Frauen in Workshops mit 
dem Thema auseinander und lernen 
dabei voneinander. Im Herbst 2009 kom-
men Frauen aus Bolivien und Tansania 
zudem zum direkten Austausch nach 
Deutschland. 
Niedersächsische Frauen aus der Land-
wirtschaft, aus Frauen-, Umwelt- und 
Entwicklungsgruppen sind zur Mitwir-
kung herzlich eingeladen! Der erste 
Workshop findet vom 21. bis 23.11.2008 
statt.

Weitere Informationen: 
Marion Rolle, VEN, 
Tel. 0 41 31-40 29 08,
Fax: 0 41 31-4 75 12,
Mail: rolle@ven-nds.de
www.ven-nds.de



... aus Westfalen

Erst die Menschen, 
dann der Hof

Ein Containerschiff zieht von rechts nach links am Horizont 
vorbei und nähert sich langsam der Hafeneinfahrt. Ab und zu 

öffne ich ein Auge und verfolge die Route des Ozeanriesen. Jetzt 
hat er die Bucht von Guanabara erreicht und verschwindet allmäh-
lich hinter dem Zuckerhut. 
In meinen Tagträumen am Strand von Copacabana verwandelt sich 
das Containerschiff in einen Dreimaster. Es ist der 1. Januar 1502. 
Portugiesische Seefahrer entdecken die riesige  Bucht von Guana-
bara, umgeben von schneeweißen Stränden und grünen Hügeln, 
bedeckt mit atlantischem Regenwald. Sie glauben, das Paradies auf 
Erden entdeckt zu haben, und gründen dort die Stadt Rio de 
Janeiro. 
Das war das Ende des Paradieses. Was folgte, ist bekannt: Raub, 
Mord, Zerstörung, Vergewaltigung, Unterdrückung, Versklavung. 
Der Mensch schafft es eben immer wieder ganz gut allein, sich 
selbst aus dem Paradies zu vertreiben.
Letzter Urlaubstag im Januar 2008. Wir waren drei Wochen in 
Brasilien, um unsere Tochter zu besuchen und mit ihr durchs Land 

zu reisen. Glückliche Umstände haben 
diese Reise ermöglicht. Das erwachsene 
Kind im Auslandsjahr freute sich, die 
Eltern zu sehen. Unser Mitarbeiter war 
bereit, auf seinen üblichen Weihnachts-
urlaub zu verzichten. Und eine ehema-
lige Praktikantin wollte zusätzlich ein-

springen, um Haus, Büro und Laden zu betreuen. Trotzdem zögerte 
ich, die teuren Flugtickets zu bestellen. Drei Wochen Urlaub am 
Stück hatten Heinrich und ich noch nie zusammen gemacht. Sollten 
wir uns wirklich diese teure Reise leisten? Dann hörte ich vom 
tragischen Todesfall einer Biobäuerin meines Alters, und die Sache 
war entschieden. 
So gingen wir also auf große Fahrt. Es war spannend, bewegend, 
grandios, aber oft auch deprimierend, beängstigend und erschüt-
ternd.
Nun noch ein letztes Mal einfach nur Strandleben in Rio genießen: 
einem der vielen Vermieter für Liegestühle und Sonnenschirme den 
Zuschlag geben und bei ihm dann die gekühlten Getränke bestellen. 
Die sonstige Infrastruktur, die vorbei getragen wird, bei Bedarf 
heranwinken. Im Übrigen die wackelnden Hintern der Brasiliane-
rinnen in den „Fio Dentals“ („Zahnseide“, so heißen hier die Biki-
nis) begutachten oder am Nachmittag die geradezu artistischen 
sportlichen Leistungen der jugendlichen Strandbesucher im Fußball 
oder Beachvolleyball bewundern.
Heinrich kann in diesem Moment die brasilianischen Bundesligas-
pieler, die nach der Winterpause Schwierigkeiten haben, zeitnah 
wieder zum Training zu erscheinen, nur zu gut verstehen. „Von hier 
wollte ich auch nicht im Januar zurück zum MSV Duisburg!“ Aber 
wir müssen morgen zurück ins graue Deutschland. Heinrich wird 
plötzlich nachdenklich: „Meinst du nicht auch, dass wir die we-
sentlichen Entscheidungen im Leben richtig getroffen haben? Dass 
wir heute hier sein können, ist doch toll. Ob wir das auch könnten, 
wenn wir jetzt hundert Kühe oder mehr hätten?“ Vermutlich nicht. 
Dann wären wir nämlich so richtig drin im Hamsterrad aus zu 
vielen Tieren, hohen Pachten, immer wieder zu wenig Milchquote, 
drückenden Kapitaldiensten und viel zu viel Arbeit. 
Schon vor vielen Jahren haben wir uns gegen das Wachstum und 
für die Lebensqualität entschieden. Zusätzlich haben wir das Ma-
schinenkapital möglichst gering gehalten und stattdessen in mensch-
liche Arbeitskraft investiert. Lieber ein Schlepperfahrer als ein neuer 
Schlepper! Der feste Mitarbeiter auf dem Hof ermöglicht uns viele 
Freiheiten: Halbwegs geregelte Arbeitszeiten, mal ein Wochenende 
mit Freunden, regelmäßig Urlaub. Aber die drei Wochen gemein-
sam an einem Stück waren dann doch noch was ganz Besonderes!

10-2008 Landleben 19

Ei
ne

 B
äu

er
in

 (5
2 

Ja
hr

e)
 e

rz
äh

lt
 …

… aus Nordrhein-Westfalen

Beim (Quer)lesen der September-Aus-
gabe der Bauernstimme ist mir aufge-

fallen, dass die  bäuerliche Landwirtschaft 
weltweit unter der gleichen Politik der 
Weltmarktideologie leidet. Katrin Hirte 
und Berit Thomsen beschreiben in ihren 
Berichten die Ursachen dafür. Was den 
Meisten weit weg erscheinen mag, findet in 
Wirklichkeit tagtäglich bei uns und mit uns 
statt. Das Dogma der neoklassischen Öko-
nomie regiert unser Leben auf fast allen 
Ebenen. So gesehen war der Milchstreik ein 
Notschrei derer, die sich mit dieser Politik 
eingelassen haben und bitter spüren, dass 
die Rechnung nicht aufgeht. Ich frage des-
halb, warum die Zunft dieser neoklas-
sischen Ökonomen mit ihren Handlangern 
der Politik dabei ungeschoren blieb? 
Dieselben neoliberalen Kräfte treiben die 
bäuerliche Landwirtschaft unter dem Vor-
wand des Verbraucherschutzes in eine 
Ökodiktatur, die in der industriellen Welt 
mit ihren Verwaltungsapparaten Quali-
tätssicherung heißt. Damit wird vertuscht, 
dass BSE, Vogelgrippe, Bienensterben oder 
aktuell die Blauzungenkrankheit Neben-
wirkungen der Weltmarkideologie sind. 
Alle diese Maßregeln werden unter dem 
Unwort Cross Compliance  gebündelt. 
Wer auf dem Lande Augen und Ohren of-
fen hält, dem fällt auf, dass diese Maßnah-
men den Strukturwandel beschleunigen, 
womit sich der Kreis zu den Zielen der ne-
oklassischen Ökonomen schließt. Im regi-
onalen Handwerk (Beispiel Hofmetzger) 
ist derselbe Prozess unübersehbar. Ich 
frage mich nur, warum die neoliberalen 
Minister, Präsidenten und andere Jünger 

Leserbrief

Bäuerliche Landwirtschaft zwischen 
Neoliberalismus und Ökodiktatur

auf ihren Balztouren auf dem Land immer 
noch Beifall erhalten. Ist es die Angst vor 
Sanktionen oder ist es die Faszination von 
Größe und Leistungen dieser Ideologie? 
Oder sind es die idyllischen Bilder, mit de-
nen die Weltmarkideologen Bauern, Hand-
werker, Dörfer und Kulturlandschaften 
(be)nutzen?
Deshalb unterstütze ich Katrin Hirtes Forde-
rung nach einer evolutorischen Ökonomie. 
Die käme vermutlich der traditionellen Form 
des bäuerlichen Haushaltens (das deutsche 
Wort für Ökonomie) nahe und die war im-
mer erfinderisch. Es ist nämlich auch nicht 
zu übersehen, dass je mehr die neoklas-
sischen Ökonomen von Ländlicher Entwick-
lung reden, umso weniger entwickelt wird. 
Macht der Glaube an die unsichtbare Hand 
des Marktes einfallslos? Diese andere Öko-
nomie muss in der landwirtschaftlichen Bil-
dung ansetzen. Eine Pisastudie wäre hier 
überfällig. Einstein sagte schon: „Probleme 
kann man niemals mit derselben Denkweise 
lösen, durch die sie entstanden sind!“ Dass 
die neoklassische Ökonomie mit den neuen 
Herausforderungen (Klimawandel, Wasser- 
und Energieverknappung sowie Biodiversi-
tät) überfordert ist, können wir ohnehin 
beobachten. Wer also will, dass das Leid mit 
dem Wachsen und Weichen und den Gren-
zertragsregionen nicht weitergeht, darf sich 
nicht in der Bekämpfung von Symptomen 
der alten Denkweise verlieren, sondern muss 
auch für Denkweisen für eine andere Land-
wirtschaft eintreten. Dazu möchte ich AbL 
und Bauernstimme auffordern. 

Herzliche Grüße aus dem Schwarzwald
Siegfried Jäckle 

Eine Doppelbesteuerung wäre verfas-
sungswidrig und daher nicht zulässig.

Was hier in der Fachpresse wiederholt als 
Doppelbesteuerung bezeichnet wird, ist die 
Tatsache, dass bei einer Aktivierung auf 
der Bilanz-Aktivseite buchführungspflich-
tiger Betriebe im Jahr des Übergangs so-
wohl die auf dem Konto zugeflossenen 
Betriebsprämien als auch die auf der Bi-
lanz-Aktivseite aktivierten Prämien ver-
steuert werden müssten, also Prämien für 
zwei Jahre in einem Jahr zu versteuern wä-
ren, im Folgejahr dann aber die Prämien, 
die aktiviert wurden und bereits versteuert 
waren, steuerfrei auf dem Konto zufließen 
würden. 
Es handelt sich also um eine Versteuerung 
der Prämie von zwei Jahren in einem Jahr 
und danach ein Jahr steuerfreier Zufluss.

Vernünftig wäre es daher, wenn für die 
erstmals zu aktivierenden Prämien auf der 
Bilanz-Passivseite eine Rückstellung gebil-
det werden könnte, die in fünf Jahresraten 
aufzulösen wäre. Dann wäre in fünf Jah-
ren lediglich ein Fünftel der erstmals akti-
vierten Prämie zu verteuern.
Aufgrund der schwankenden Gewinne im 
landwirtschaftlichen Betrieb kann aber 
auch die sofortige Besteuerung der Prä-
mien von zwei Jahren in einem Jahr dann 
von Vorteil sein, wenn nämlich im Jahr 
der erstmaligen Aktivierung das betrieb-
liche Ergebnis unterdurchschnittlich aus-
fällt – ohne Berücksichtigung der Prämien-
aktivierung. 

Dr. Werner Kuchs
(Steuerberater, Vereidigter Buchprüfer, 

Rechtsbeistand)

Leserbrief

Widerstand gegen Doppelbesteuerung 
der EU-Prämien







(Klein) Anzeigen Veranstaltungen

Wie gebe ich eine Kleinanzeige auf?
Private Kleinanzeigen bis zu sieben Zeilen 10,- €, jede weitere angefan-
gene Zeile 1,50 € (gewerbliche 20,- € zzgl. MwSt., jede weitere Zeile 3,- €); 
Chiffregebühr 2,50 €. Anzeigen bis einschließlich 12,50 € nur gegen 
 Vorauszahlung per Scheck oder bar, ansonsten wird ein Zuschlag von 2,75 € 
für die Rechnungsstellung erhoben. Für gestaltete Anzeigen gilt unsere 
Anzeigenpreis liste.  Anzeigenbestellungen und Chiffrezuschriften bitte an: 
„Unabhängige  Bauernstimme“, Bahnhofstraße 31, 59065 Hamm, 
Fax: 02381-492221, E-Mail: anzeigen@bauernstimme.de,
Anzeigenschluss für Bauernstimme November 2008 ist am 17. Oktober 2008.

Hof und Arbeit
� Vielseitiger Biolandbetrieb bei Ko-
blenz hat ab 12/08 Mitarbeiterstelle 
frei. Voraussetzung: FS Kl. T; handwer-
kl. Fähigkeiten, viel Motivation, flexi-
bel einsetzbar. Schwerpunkt Schlep-
perarbeiten in Außenwirtschaft u. 
Tier haltung. 
Bewerbung an: Weinig Hof Hahlgar-
ten 56132 Frücht, � 02603-509713

Feld und Wald
� Verbesserung der Pflanzenbestände 
auf Grünland und Acker und somit Erhö-
hung der Grundfutter-Milchleistung und 
Tiergesundheit. Güllebehandlung mit 
AGRI-NATURAL-TEC (ANT), das natür-
liche Energetikum für Ihre Flächen. 
Groß- und Einzelhandel Franz Henkel, 
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� 08247-6477, franz.henkel@tec2futu-
re.de

Tiermarkt
� Verkaufe laufend beste Arbeits-
pferde in jeder Preisklasse.
Burkhard Schirmeister, Sipplingen, 
� 07551-63609

Sonstiges
� Die Grüne Zwiebel Deutschland 
hat ein Reisemobilprogramm für die 
nachhaltige Entwicklung von Land-
wirtschaft und Tourismus erstellt. Ge-
sucht werden jetzt Höfe, die einen 
Platz für ein Wohnmobil anbieten und 
in das Reisehandbuch aufgenommen 
werden möchten. Infos unter www.
gruene-zwiebel.de

 Bauernrechte im 
 Konflikt mit dem geistigen 
Eigentum
08. Oktober 2008, Berlin
Thema Nachbau von Saatgut mit 
Klaus Buschmeier, IG Nachbau; 
Dr. Karl-Josef Müller, Getreide-
züchter; Dr. Matthias Miersch, 
Rechtsanwalt. Thema Schutz des 
geistigen Eigentums durch Paten-
tierbarkeit von Pflanzen und Tie-
ren mit Dr. Christoph Then, scou-
ting biotechnology; Rudolf 
Bühler, Gründer u. Vorsitzender 
der Bäuerlichen Erzeugergemein-
schaft Schwäbisch Hall; Dr. Ruth 
Tippe, Kein Patent auf Leben!; 
Mute Schimpf, MISEREOR. Thema 
„Wie können Bauernrechte in 
der Patentierungs- Auseinander-
setzung geschützt werden?“mit 
Prof. Dr. Dr. Fritz Dolder, Patent-
anwalt, Juristische Fakultät Uni-
versität Basel. Diskussion und Lö-
sungsansätze mit Dr. Stefan Walz, 
Bundesministerium der Justiz; Dr. 
Christian Grugel, BMELV; Ger-
hard Portz, IG Nachbau; Friedrich-
Wilhelm Graefe zu Baringdorf, 
AbL-Bundesvorsitzender und 
stellv. Vorsitzender im Agraraus-
schuss des Europäischen Parla-
ments
Anmeldung: Annemarie Volling, 
� 04131-400720, Fax: -407758, gen-
technikfreie-regionen@abl-ev.de

�
Ist Essen bald Luxus?
16. Oktober 2008, Hannover
Die Auswirkungen der hohen Le-
bensmittelpreise auf Kleinbauern 
am Beispiel Burkina Faso und Ke-
nia untersucht in zwei Studien 
von  Brot für die Welt, German-
watch und Heinrich Böll Stiftung. 
Auf dem Podium diskutieren 
Christine Chemnitz, Heinrich-Böll-
Stiftung; Hans-Heinrich-Ehlen, 
Minister Niedersachsen; Dr. Chri-
stoph Kohlmeyer, Abteilungslei-
ter für ländliche Entwicklung und 
Welternährung des BMZ sowie 
Prof. Dr. Waibel, Leiter des Insti-
tuts für Entwicklungs- und Agra-
rökonomik.
Anmeldung bis 10. Oktober an: Carolin 
Callenius, � 0711 2159-741, Fax: -8741, 
www.brot-fuer-die-welt.de/ernaeh-
rung

�
Kann Bio die Welt ernähren?
23. Oktober 2008, Berlin
Die Herbsttagung des BÖLW dis-
kutiert Positionen aus Forschung, 
Gesellschaft und Politik und zeigt 
anhand konkreter Beispiele die 
Potenziale des Öko-Landbaus 
weltweit auf. Mit: Dr. Martin Brö-
ckelmann-Simon, Misereor; Prof. 
Dr. Hans Herren, 2. Vors. IAASTD 
u. Präs. Millennium Instituts der 
UN; Dr. Johannes Kotschi, AGRE-
COL; Helmy Abouleish, SEKEM; 
Christina Fonba Ngwe, Projekt-
managerin aus Kamerun; Jean 
Ziegler, Mitglied im Beratenden 
Ausschuss des Menschenrechts-
rats und langjähriger UN-Sonder-
berichterstatter für das Recht auf 
Nahrung; Frauke Weissang, Na-
turland-Präsidium u. Bio-Betriebs-
leiterin in Urbino, Italien; Thomas 
Speck, Geschäftsführer GEPA; Dr. 
Götz Rehn, BÖLW-Vorstand u. 
Geschäftsführer Alnatura Pro-
duktions- und Handels GmbH.  

Veranstaltungsreihe 
mit

 Milchbauern 
aus Sambia

Die Menschenrechtsorganisation FIAN-Deutschland und 
die AbL veranstalten Podiumsdiskussionen mit Bauern-
vertreterInnen und Milchbauern aus Sambia und Deutschland. 
Es geht um die Anforderungen an die Milchmarkt- und 

Handelspolitik der EU. 
07. Oktober in Tübingen: Kleiner Saal des Schlatterhauses 
(Österbergstr. 2), Beginn 20 Uhr
08. Oktober in Langenbeutingen: Gemeindehaus 
(Hohenloher Str. 11),  Beginn 20 Uhr – Mitveranstalter sind 
„Brot für die Welt“, BDM, Gemeinde Langenbeutigen
09. Oktober in München:
Eine Welt Haus (Schwanthalerstr. 80), Beginn 19:00 Uhr
15. Oktober in Kiel: 
Ev. Luth. Kirchengemeinde Holtenau (Kastanienallee 18), 

Beginn19:30 Uhr – Mitveranstalter ist „Brot für die Welt“

Mehr Informationen:

Weitere FIAN-Aktivitäten zu Milch unter: www.fian.de

Berit Thomsen (AbL), thomsen@abl-ev.de, 02381-9053172

Anmeldung bis 16. Oktober: www.bo-
elw.de/herbsttagung.html; Kontakt: 
Hendrik Meyer, � 030 28482-306 o. 
327, Fax: -309, mail@boelw.de

�
Auf nach Paris
27.Oktober 2008 in Paris
Demo Gegen Gentechnik in Paris 
anlässlich des internationalen 
Gentechnikgipfels der franzö-
sischen EU-Ratspräsidentschaft.
Nähere Informationen bei Bernard Pi-
neau: � 07164-12438
oder www.semonslabiodiversite.org

�
Pflanzentreibstoffe im 
 Nordosten Brasilien
31. Oktober 2008, Düsseldorf
Angesichts der Diskussion über 
Ethanol als Treibstoff und „Bio-
Diesel" diskutiert das NRW-Län-
derforum Brasilien über die sozi-
alen und ökologischen Auswir-
kungen des Biodieselprogramms 
der Regierung Brasiliens. Mit: 
Wolfgang Hees, Caritas internati-
onal; Udo Fickert, Kindernothilfe; 
Gerald Knauf, Stiftung für Um-
welt und Entwicklung NRW.
15-18 Uhr, Anmeldung bis 29. Oktober 
2008 an dacostamelo@fuge-hamm.de, 
� 02381-41511, Programm: www.eine-
welt-netz-nrw.de/veranstaltungen/de-
tails.php?i_di=2012

�
Kartoffelwelt
02. bis 09. November 2008,
Witzenhausen
Wanderausstellung „Kartoffel-
welt. Karriere einer Knolle.". 
Etwa 80 alte und neue Kartoffel-
sorten, Beratung zum ökolo-
gischen Anbau, Testessen, Vor-
träge und Schulprogramm. 
in den Räumen der Universität Kassel 
Fachbereich 11 Ökologische Agrarwis-
senschaften, Steinstrasse 19, 37213 Wit-
zenhausen

�
Bestimmung der Obstsorten
08. November 2008,
Lauda-Königshofen
Einführung in die Grundlagen 
der Pomologie und Bestimmen 
der mitgebrachten Früchte durch 
Gärtnermeister Friedrich Renner. 
Die Teilnehmer erhalten einen 
Bestimmungsschlüssel u. Litera-
turhinweise.
Ländliche Heimvolkshochschule Lauda, 
� 09343-589190, Fax: -613781, www.
LHVHS.de 

�
Fortbildung Ökolandbau
13. November 2008, Bad Düben
Die Sächsische Interessengemein-
schaft Ökologischer Landbau ver-
anstaltet ihren 38. Fortbildungs-
kurs zum Schwerpunkt Boden, 
Pflanze, Tier und Vermarktung
9 bis 17.30 Uhr im Hotel „Schützen-
haus“ in Bad Düben, Kontakt: Roland 
Einsiedel, � u. Fax: 034243-21491, Fax: 
-26195

�
Ohne Brot wird der Tisch zum 
Brett
13. und 14. November 2008,
Bad Herrenalb
Lebensmittel stehen ganz neu im 
öffentlichen Blickpunkt. Deshalb 
thematisieren wir deren Herstel-

lung, Verarbeitung, Vermarktung 
und aktuelle Konsumgewohn-
heiten. Wichtig sind uns dabei 
auch die kulturellen und religi-
ösen Aspekte von Mahlzeiten.
Ev. Akademie Baden, � 0721 9175-352, 
Fax: -25-352, www.ev-akademie-baden.
de

�
Milchziegen – Aufbaukurs
21.- 23. November 2008 in
Creglingen-Craintal
Aufbaukurs zu Bestandesfüh-
rung, leistungsgerechte Fütte-
rung und Tiergesundheit mit Dr. 
Ulrich Jaudas, Ziegenzuchtver-
band Stuttgart: Ziegenfutter vom 
Grünland, Acker u. Handel, Wei-
deführung, Grundfutter vom 
Acker, Futterkonservierung u. 
praktische Bewertung, Fütte-
rungsphasen u. Jahreszeiten, 
richtiges Trockenstellen, Böcke: 
Kauf, Haltung, Decken,  Maßnah-
men vor, während u. nach der 
Geburt, Aufzucht von Kitzen u. 
Jungziegen, Physiologie der 
Milchabgabe, Hand- u. Maschi-
nenmelken, Melksysteme.
Ländliche Heimvolkshochschule Lauda, 
� 09343-589190, Fax: -613781, www.
LHVHS.de 

�
Das Klima wandelt sich – und 
unser Leben?
21.-23. November 2008, HVHS Ba-
rendorf (Lüneburg)
Workshop für Frauen
Hat sich das Klima verändert? 
Wird mein Leben vom Klimawan-
del beeinflusst? Wie gehe ich da-
mit um?
Ein Workshop speziell für Frauen 
in ländlichen Gebieten im Aus-
tausch mit Frauen aus Bolivien 
und Tanzania sowie Fachbeiträ-
gen.
Anmeldung und weitere Infor-
mationen:
Marion Rolle, Verband Enwicklungspo-
liik Niedersachsene.V. � 04131-402908, 
rolle@ven.nds.de

�
Einführung hofeigene 
 Milchverarbeitung
24. bis 28. November 2008,
36358 Herbstein
Dieser Kurs richtet sich an Anfän-
ger, die keine oder wenig Erfah-
rung in der Milchverarbeitung 
haben. Aber auch HofkäserInnen, 
die ihre theoretischen Grundla-
gen verbessern wollen, sind bei 
diesem Kurs gut aufgehoben. Ne-
ben der Herstellung von Schnitt- 
und Frischkäse in Theorie und Pra-
xis werden die rechtlichen, bau-
lichen und technischen Vorausset-
zungen, die bei der Aufnahme 
einer hofeigenen Milchverarbei-
tung zu erfüllen sind, dargestellt. 
Der VHM bietet diesen Käsekurs 
in Zusammenarbeit mit der Hof-
käserei Altenschlirf an.
VHM Verband für handwerkliche Milch-
verarbeitung im ökologischen Landbau, 
� 08161 787 36-03, Fax: -81, www.
milchhandwerk.info/service/veranstal-
tungen/details/314
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